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2007/0293 (COD) 

Vorschlag für eine 

VERORDNUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

zur Anpassung einiger Rechtsakte, für die das Verfahren des Artikels 251 des Vertrags 
gilt, an den Beschluss 1999/468/EG des Rates in der durch den Beschluss 2006/512/EG 

geänderten Fassung in Bezug auf das Regelungsverfahren mit Kontrolle 
 

Anpassung an das Regelungsverfahren mit Kontrolle 
Zweiter Teil 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 37, Artikel 44 Absatz 1, Artikel 71, Artikel 80 Absatz 2, Artikel 95, Artikel 152 
Absatz 4 Buchstabe b, Artikel 175 Absatz 1, Artikel 179 und Artikel 285, 

auf Vorschlag der Kommission1, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses2, 

nach Stellungnahme der Europäischen Zentralbank3, 

nach Anhörung des Ausschusses der Regionen, 

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 EG-Vertrag4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Beschluss 1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der 
Modalitäten für die Ausübung der der Kommission übertragenen 
Durchführungsbefugnisse5 wurde durch den Beschluss 2006/512/EG geändert, der das 
Regelungsverfahren mit Kontrolle eingeführt hat für Maßnahmen allgemeiner 
Tragweite zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen eines nach dem 
Verfahren des Artikels 251 des Vertrags erlassenen Basisrechtsakts, einschließlich 
durch Streichung einiger dieser Bestimmungen oder Hinzufügung neuer nicht 
wesentlicher Bestimmungen. 

                                                 
1 ABl. C […] vom […], S. […]. 
2 ABl. C […] vom […], S. […]. 
3 ABl. C […] vom […], S. […]. 
4 ABl. C […] vom […], S. […]. 
5 ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23. Geändert durch den Beschluss 2006/512/EG (ABl. L 200 vom 

22.7.2006, S. 11). 
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(2) Gemäß der Erklärung des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission6 
zum Beschluss 2006/512/EG müssen, damit dieses Verfahren auf nach dem Verfahren 
des Artikels 251 des Vertrags angenommene Rechtsakte, die bereits in Kraft getreten 
sind, angewandt werden kann, diese Rechtsakte nach den geltenden Verfahren 
angepasst werden. 

(3) Die zu diesem Zweck an den Rechtsakten vorzunehmenden Änderungen betreffen 
ausschließlich die Ausschussverfahren und bedürfen daher im Falle der Richtlinien 
keiner Umsetzung durch die Mitgliedstaaten - 

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die im Anhang aufgeführten Rechtsakte werden gemäß diesem Anhang an den Beschluss 
1999/468/EG, geändert durch den Beschluss 2006/512/EG, angepasst. 

Artikel 2 

Verweise auf die Bestimmungen der im Anhang genannten Rechtsakte sind als Verweise auf 
diese Bestimmungen in der durch die vorliegende Verordnung angepassten Fassung zu 
verstehen. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am  

Im Namen des Europäischen Parlaments Im Namen des Rates 
Der Präsident Der Präsident 

                                                 
6 ABl. C 255 vom 21.10.2006, S. 1. 
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ANHANG 

1. HUMANITÄRE HILFE 

1.1. Verordnung (EG) Nr. 1257/96 des Rates vom 20. Juni 1996 über die humanitäre 
Hilfe7 

Was die Verordnung (EG) Nr. 1257/96 des Rates betrifft, sollte die Kommission insbesondere 
die Befugnis erhalten, Durchführungsverordnungen zu der Verordnung zu erlassen. Da es sich 
hier um Maßnahmen allgemeiner Tragweite handelt, die eine Hinzufügung neuer nicht 
wesentlicher Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 1257/96 bewirken, müssen diese 
Maßnahmen gemäß dem in Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen werden. 

Dementsprechend wird die Verordnung (EG) Nr. 1257/96 wie folgt geändert: 

(1) Artikel 13 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„Die Kommission beschließt nach dem Verfahren des Artikels 17 Absatz 2 und in 
den Grenzen des Artikels 15 Absatz 2 zweiter Gedankenstrich über die Fortsetzung 
der nach dem Dringlichkeitsverfahren eingeleiteten Aktionen.“ 

(2) Artikel 15 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 15  

1. Die Kommission erlässt Durchführungsverordnungen zu dieser Verordnung. 
Diese Maßnahme zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser 
Verordnung durch Hinzufügung wird nach dem in Artikel 17 Absatz 4 
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen. 

2. Nach dem Verfahren des Artikels 17 Absatz 3 

- beschließt die Kommission die gemeinschaftliche Finanzierung der in 
Artikel 2 Buchstabe c vorgesehenen Schutzmaßnahmen im Rahmen der 
Durchführung der humanitären Hilfe; 

- beschließt die Kommission über ihre Direktinterventionen oder die 
Finanzierung der Interventionen von spezialisierten Einrichtungen der 
Mitgliedstaaten. 

3. Nach dem Verfahren des Artikels 17 Absatz 2 

- genehmigt die Kommission die globalen Pläne, die dazu bestimmt sind, 
einen kohärenten Rahmen für die Aktion in einem bestimmten Land oder 
in einer bestimmten Region zu bilden, in dem bzw. in der die humanitäre 
Krise insbesondere aufgrund ihres Ausmaßes und ihrer Komplexität 

                                                 
7 ABl. L 163 vom 2.7.1996, S. 1 – 6. 
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naturgemäß länger andauert; sie genehmigt auch den Finanzrahmen 
dieser Pläne. In diesem Zusammenhang prüfen die Kommission und die 
Mitgliedstaaten die Prioritäten, die im Rahmen der Durchführung dieser 
globalen Pläne zu setzen sind; 

- beschließt die Kommission unbeschadet des Artikels 13 über Vorhaben 
mit einem Mittelbedarf von mehr als 2 Mio. ECU.“ 

(3) Artikel 17 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 17 

1. Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt. 

2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind die Artikel 4 und 7 des 
Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8 anzuwenden. 

Die in Artikel 4 Absatz 3 des Beschlusses 1999/468/EG vorgesehene Frist wird 
auf einen Monat festgesetzt. 

3. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind die Artikel 5 und 7 des 
Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8 anzuwenden. 

Die in Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/468/EG vorgesehene Frist wird 
auf einen Monat festgesetzt. 

4. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden.“ 

2. UNTERNEHMEN 

2.1. Richtlinie 75/324/EWG des Rates vom 20. Mai 1975 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Aerosolpackungen8 

Was die Richtlinie 75/324/EWG betrifft, sollte die Kommission insbesondere die Befugnis 
erhalten, die notwendigen technischen Anpassungen dieser Richtlinie und die zur Anpassung 
des Anhangs an den technischen Fortschritt erforderlichen Änderungen vorzunehmen. Da es 
sich hier um Maßnahmen allgemeiner Tragweite handelt, die eine Änderung von nicht 
wesentlichen Bestimmungen der Richtlinie 75/324/EWG bewirken, müssen diese 
Maßnahmen gemäß dem in Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen werden. 

Dementsprechend wird die Richtlinie 75/324/EWG wie folgt geändert: 

(1) Artikel 5 erhält folgende Fassung: 

                                                 
8 ABl. L 147 vom 9.6.1975, S. 40 – 47. 
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„Artikel 5 

Die Kommission beschließt die zur Anpassung des Anhangs dieser Richtlinie an den 
technischen Fortschritt erforderlichen Änderungen. Diese Maßnahmen zur Änderung 
von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser Richtlinie werden nach dem in 
Artikel 7 Absatz 2 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

(2) Artikel 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

“2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden.“ 

b) Absatz 3 wird gestrichen. 

(3) Artikel 10 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Die Kommission kann erforderlichenfalls technische Anpassungen dieser 
Richtlinie beschließen. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht 
wesentlichen Bestimmungen dieser Richtlinie werden nach dem in Artikel 7 
Absatz 2 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.  

In diesem Fall kann der Mitgliedstaat, der Schutzmaßnahmen getroffen hat, 
diese bis zum Inkrafttreten der Anpassungen beibehalten.“ 

2.2. Richtlinie 93/15/EWG des Rates vom 5. April 1993 zur Harmonisierung der 
Bestimmungen über das Inverkehrbringen und die Kontrolle von 
Explosivstoffen für zivile Zwecke9 

Was die Richtlinie 93/15/EWG betrifft, sollte die Kommission insbesondere die Befugnis 
erhalten, die Richtlinie anzupassen, um künftigen Änderungen der Empfehlungen der 
Vereinten Nationen Rechnung zu tragen, und die Durchführungsbestimmungen zu Artikel 14 
Absatz 2 zu erlassen. Da es sich hier um Maßnahmen allgemeiner Tragweite handelt, die eine 
Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen der Richtlinie 93/15/EWG bewirken, 
müssen diese Maßnahmen gemäß dem in Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen werden. 

Dementsprechend wird die Richtlinie 93/15/EWG wie folgt geändert: 

(1) Artikel 13 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 13 

1. Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt.  

2. Der Ausschuss prüft alle die Durchführung dieser Richtlinie betreffenden 
Fragen.  

                                                 
9 ABl. L 121 vom 15.5.1993, S. 20 – 36. 
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3. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind die Artikel 4 und 7 des 
Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8 anzuwenden.  

4. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden.  

5. Die Kommission erlässt nach dem in Absatz 3 genannten Verfahren 
Durchführungsmaßnahmen, um insbesondere künftigen Änderungen der 
Empfehlungen der Vereinten Nationen Rechnung zu tragen.“  

(2) Artikel 14 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Mitgliedstaaten vergewissern sich, dass die Unternehmen des 
Explosivstoffsektors über ein System verfügen, mit dem der Besitzer der 
Explosivstoffe jederzeit festgestellt werden kann. Die Kommission kann 
Durchführungsbestimmungen zu diesem Absatz erlassen. Diese Maßnahmen zur 
Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser Richtlinie durch 
Hinzufügung werden nach dem in Artikel 13 Absatz 4 genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

2.3. Richtlinie 2000/14/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
8. Mai 2000 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
umweltbelastende Geräuschemissionen von zur Verwendung im Freien 
vorgesehenen Geräten und Maschinen10 

Was die Richtlinie 2000/14/EG betrifft, sollte die Kommission insbesondere die Befugnis 
erhalten, die Bedingungen festzulegen, unter denen Änderungen, die angesichts der 
Entwicklung des technischen Fortschritts erforderlich sind, beschlossen werden sollten. Da es 
sich hier um Maßnahmen allgemeiner Tragweite handelt, die eine Änderung von nicht 
wesentlichen Bestimmungen der Richtlinie 2000/14/EG bewirken, müssen diese Maßnahmen 
gemäß dem in Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG genannten Regelungsverfahren mit 
Kontrolle erlassen werden. 

Dementsprechend wird die Richtlinie 2000/14/EG wie folgt geändert: 

(1) Artikel 18 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden.“ 

b) Absatz 3 wird gestrichen. 

(2) Folgender Artikel 18a wird eingefügt: 

                                                 
10 ABl. L 162 vom 3.7.2000, S. 1. 
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„Artikel 18a 

Die Kommission erlässt Durchführungsmaßnahmen zur Anpassung des Anhangs III 
an den technischen Fortschritt, insbesondere durch Einbeziehung von Fundstellen 
einschlägiger europäischer Normen, vorausgesetzt, diese Maßnahmen wirken sich 
nicht direkt auf den gemessenen Schallleistungspegel der in Artikel 12 aufgeführten 
Geräte und Maschinen aus. 

Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser 
Richtlinie werden nach dem in Artikel 18 Absatz 2 genannten Regelungsverfahren 
mit Kontrolle erlassen.“ 

(3) Artikel 19 Buchstabe b erhält folgende Fassung: 

„b) Unterstützung der Kommission bei der Anpassung des Anhangs III an den 
technischen Fortschritt.“ 

2.4. Verordnung (EG) Nr. 2003/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 13. Oktober 2003 über Düngemittel11 

Was die Verordnung (EG) Nr. 2003/2003 betrifft, sollte die Kommission insbesondere die 
Befugnis erhalten, die Anhänge an den technischen Fortschritt anzupassen, die Mess-, 
Probenahme- und Analysemethoden anzupassen, Bestimmungen betreffend die 
Kontrollmaßnahmen zu erlassen und neue EG-Düngemitteltypen aufzunehmen. Da es sich 
hier um Maßnahmen allgemeiner Tragweite handelt, die eine Änderung von nicht 
wesentlichen Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 2003/2003 bewirken, müssen diese 
Maßnahmen gemäß dem in Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen werden. 

Dementsprechend wird die Verordnung (EG) Nr. 2003/2003 wie folgt geändert: 

(1) Artikel 29 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„4. Die Kommission nimmt die Anpassung und Modernisierung der Mess-, 
Probenahme- und Analysemethoden, nach Möglichkeit anhand von 
Europäischen Normen, vor. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht 
wesentlichen Bestimmungen dieser Verordnung werden nach dem in 
Artikel 32 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen. 
Dasselbe Verfahren gilt für die Annahme der Durchführungsbestimmungen, 
die erforderlich sind, um die in diesem Artikel und in den Artikeln 8, 26 und 27 
vorgesehenen Kontrollmaßnahmen im Einzelnen festzulegen. Diese 
Bestimmungen regeln insbesondere die Häufigkeit der Testwiederholung sowie 
die Maßnahmen, mit denen sichergestellt werden soll, dass die in Verkehr 
gebrachten Düngemittel mit den getesteten Düngemitteln identisch sind.“  

(2) Artikel 31 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

                                                 
11 ABl. L 304 vom 21.11.2003, S. 1. 
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„1. Die Kommission passt Anhang I zwecks Aufnahme neuer 
Düngemitteltypen an.“ 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Die Kommission passt die Anhänge an den technischen Fortschritt an.“  

c) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„4. Die in den Absätzen 1 und 3 genannten Maßnahmen zur Änderung von 
nicht wesentlichen Bestimmungen dieser Verordnung werden nach dem 
in Artikel 32 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle 
erlassen.“ 

(3) Artikel 32 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 32 

Ausschussverfahren 

1. Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt. 

2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind die Artikel 5 und 7 des 
Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8 anzuwenden. 

Die in Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/468/EG vorgesehene Frist wird 
auf drei Monate festgesetzt. 

3. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden.“ 

2.5. Richtlinie 2004/9/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
11. Februar 2004 über die Inspektion und Überprüfung der Guten Laborpraxis 
(GLP) (kodifizierte Fassung)12 

Was die Richtlinie 2004/9/EG betrifft, sollte die Kommission insbesondere die Befugnis 
erhalten, den Anhang I an den technischen Fortschritt anzupassen und die in Artikel 2 
Absatz 2 genannte Bescheinigung zu ändern. Da es sich hier um Maßnahmen allgemeiner 
Tragweite handelt, die eine Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen der Richtlinie 
2004/9/EG bewirken, müssen diese Maßnahmen gemäß dem in Artikel 5a des Beschlusses 
1999/468/EG genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen werden. 

Dementsprechend wird die Richtlinie 2004/9/EG wie folgt geändert: 

(1) Artikel 7 erhält folgende Fassung: 

                                                 
12 ABl. L 50 vom 20.2.2004, S. 28. 
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„Artikel 7 

1. Die Kommission wird von dem durch Artikel 29 Absatz 1 der Richtlinie 
67/548/EWG (*) eingesetzten Ausschuss (nachstehend „Ausschuss“ genannt) 
unterstützt. 

2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind die Artikel 5 und 7 des 
Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8 anzuwenden. 

 Die in Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/468/EG vorgesehene Frist wird 
auf drei Monate festgesetzt. 

3. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden. 

_________________________________ 

(*) ABl. 196 vom 16.8.1967, S. 1. Geändert durch die Verordnung (EG) 
Nr. 807/2003 vom 14. April 2003, ABl. L 122 vom 16.5.2003.” 

(2) Artikel 8 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Die Kommission erlässt Durchführungsmaßnahmen 

a) zur Anpassung der in Artikel 2 Absatz 2 genannten Bescheinigung;  

b) zur Anpassung des Anhangs I an den technischen Fortschritt.  

Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser 
Richtlinie werden nach dem in Artikel 7 Absatz 3 genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

2.6. Richtlinie 2004/10/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
11. Februar 2004 zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für 
die Anwendung der Grundsätze der Guten Laborpraxis und zur Kontrolle ihrer 
Anwendung bei Versuchen mit chemischen Stoffen (kodifizierte Fassung)13 

Was die Richtlinie 2004/10/EG betrifft, sollte die Kommission insbesondere die Befugnis 
erhalten, den Anhang an den technischen Fortschritt anzupassen. Da es sich hier um 
Maßnahmen allgemeiner Tragweite handelt, die eine Änderung von nicht wesentlichen 
Bestimmungen der Richtlinie 2004/10/EG bewirken, müssen diese Maßnahmen gemäß dem 
in Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle 
erlassen werden. 

Dementsprechend wird die Richtlinie 2004/10/EG wie folgt geändert: 

(1) Folgender Artikel 3a wird eingefügt: 

                                                 
13 ABl. L 50 vom 20.2.2004, S. 44. 
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„Artikel 3a 

Die Kommission kann den Anhang in Bezug auf die Grundsätze der GLP an den 
technischen Fortschritt anpassen. 

Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser 
Richtlinie werden nach dem in Artikel 4 Absatz 2 genannten Regelungsverfahren mit 
Kontrolle erlassen.“ 

(2) Artikel 4 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 4 

1. Die Kommission wird von dem durch Artikel 29 Absatz 1 der Richtlinie 
67/548/EWG (*) eingesetzten Ausschuss unterstützt. 

2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden. 

_____________________ 

(*) ABl. 196 vom 16.8.1967, S. 1. Geändert durch die Verordnung (EG) 
Nr. 807/2003 vom 14. April 2003, ABl. L 122 vom 16.5.2003.“ 

(3) Artikel 5 Absatz 2 Unterabsatz 3 erhält folgende Fassung:  

„Die Kommission kann Durchführungsmaßnahmen erlassen, um die erforderlichen 
technischen Anpassungen dieser Richtlinie vorzunehmen. 

Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser 
Richtlinie werden nach dem in Artikel 4 Absatz 2 genannten Regelungsverfahren mit 
Kontrolle erlassen. 

In dem in Unterabsatz 3 genannten Fall kann der Mitgliedstaat, der 
Schutzmaßnahmen getroffen hat, diese bis zum Inkrafttreten dieser Anpassungen 
beibehalten.“ 

2.7. Verordnung (EG) Nr. 273/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Februar 2004 betreffend Drogenausgangsstoffe14 

Was die Verordnung (EG) Nr. 273/2004 betrifft, sollte die Kommission die Befugnis erhalten, 
Maßnahmen zur Durchführung der Verordnung zu erlassen. Da es sich hier um Maßnahmen 
allgemeiner Tragweite handelt, die eine Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen der 
Verordnung (EG) Nr. 273/2004 bewirken, müssen diese Maßnahmen gemäß dem in 
Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle 
erlassen werden. 

Dementsprechend wird die Verordnung (EG) Nr. 273/2004 wie folgt geändert: 

                                                 
14 ABl. L 47 vom 18.2.2004, S. 1. 
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(1) Artikel 14 wird wie folgt geändert: 

a) Der einleitende Satz erhält folgende Fassung: 

„Erforderlichenfalls erlässt die Kommission Durchführungsmaßnahmen, die 
Folgendes betreffen:“ 

b) Die folgenden Absätze 2 und 3 werden angefügt: 

„Die in Absatz 1 Buchstaben a bis e genannten Maßnahmen zur Änderung von nicht 
wesentlichen Bestimmungen dieser Verordnung werden nach dem in Artikel 15 
Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen. 

Die in Absatz 1 Buchstabe f genannten Maßnahmen werden nach dem in Artikel 15 
Absatz 2 genannten Verfahren erlassen.“ 

(2) Artikel 15 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 15 

Ausschuss  

1. Die Kommission wird von dem durch Artikel 30 der Verordnung (EG) 
Nr. 111/2005 (*) des Rates eingesetzten Ausschuss unterstützt. 

2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind die Artikel 4 und 7 des 
Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8 anzuwenden. 
Die in Artikel 4 Absatz 3 des Beschlusses 1999/468/EG vorgesehene Frist wird 
auf drei Monate festgesetzt. 

3. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden. 

_______________________ 

(*) ABl. L 22 vom 26.1.2005, S. 1.“ 

2.8. Verordnung (EG) Nr. 648/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 31. März 2004 über Detergenzien15 

Was die Verordnung (EG) Nr. 648/2004 betrifft, sollte die Kommission insbesondere die 
Befugnis erhalten, die Anhänge anzupassen und Änderungen oder Ergänzungen 
vorzunehmen, die erforderlich sind, um die Bestimmungen dieser Verordnung auf 
lösungsmittelbasierte Detergenzien anzuwenden. Da es sich hier um Maßnahmen allgemeiner 
Tragweite handelt, die eine Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen der Verordnung 
(EG) Nr. 648/2004 bewirken, müssen diese Maßnahmen gemäß dem in Artikel 5a des 
Beschlusses 1999/468/EG genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen werden. 

                                                 
15 ABl. L 104 vom 8.4.2004, S. 1. 
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Dementsprechend wird die Verordnung (EG) Nr. 648/2004 wie folgt geändert: 

(1) Artikel 12 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 12 

Ausschussverfahren 

1. Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt. 

2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind die Artikel 5 und 7 des 
Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8 anzuwenden. 

Die in Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/468/EG vorgesehene Frist wird 
auf drei Monate festgesetzt. 

3. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden.“ 

(2) Artikel 13 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 13 

Anpassung der Anhänge 

1. Die Kommission nimmt die zur Anpassung der Anhänge erforderlichen 
Änderungen, nach Möglichkeit anhand von Europäischen Normen, vor.  

2. Die Kommission nimmt Änderungen oder Ergänzungen vor, die erforderlich 
sind, um die Bestimmungen dieser Verordnung auf lösungsmittelbasierte 
Detergenzien anzuwenden. 

3. Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Maßnahmen zur Änderung von nicht 
wesentlichen Bestimmungen dieser Verordnung werden nach dem in 
Artikel 12 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

(3) In Anhang VII Abschnitt A erhält der vorletzte Absatz folgende Fassung: 

„Legt der SCCNFP zu einem späteren Zeitpunkt unter Risikogesichtspunkten 
einzelne Konzentrationshöchstwerte für allergene Duftstoffe fest, so schlägt die 
Kommission vor, diese Grenzwerte anstelle des oben genannten Werts von 
0,01 Gewichtsprozent anzunehmen. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht 
wesentlichen Bestimmungen dieser Verordnung werden nach dem in Artikel 12 
Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 
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2.9. Verordnung (EG) Nr. 726/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 31. März 2004 zur Festlegung von Gemeinschaftsverfahren für die 
Genehmigung und Überwachung von Human- und Tierarzneimitteln und zur 
Errichtung einer Europäischen Arzneimittel-Agentur16 

Was die Verordnung (EG) Nr. 726/2004 betrifft, sollte die Kommission insbesondere die 
Befugnis erhalten, einige Bestimmungen und Anhänge anzupassen, Bestimmungen, 
Grundsätze und Leitlinien zu beschließen und bestimmte Anwendungsbedingungen 
festzulegen. Da es sich hier um Maßnahmen allgemeiner Tragweite handelt, die eine 
Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 726/2004 
und/oder eine Hinzufügung neuer nicht wesentlicher Bestimmungen der Verordnung (EG) 
Nr. 726/2004 bewirken, müssen diese Maßnahmen gemäß dem in Artikel 5a des Beschlusses 
1999/468/EG genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen werden. 

Dementsprechend wird die Verordnung (EG) Nr. 726/2004 wie folgt geändert:  

(1) Artikel 3 Absatz 4 erhält folgende Fassung:  

„4. Nach Anhörung des zuständigen Ausschusses der Agentur kann die 
Kommission den Anhang vor dem Hintergrund des technischen und 
wissenschaftlichen Fortschritts überprüfen und alle erforderlichen Änderungen 
vornehmen, ohne den Anwendungsbereich des zentralisierten Verfahrens 
auszudehnen. 

Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser 
Verordnung werden nach dem in Artikel 87 Absatz 2a genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

(2) Artikel 14 Absatz 7 Unterabsatz 3 erhält folgende Fassung:  

„Die Kommission erlässt eine Verordnung mit Bestimmungen für die Erteilung 
dieser Genehmigung. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen 
Bestimmungen dieser Verordnung durch Hinzufügung werden nach dem in 
Artikel 87 Absatz 2a genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

(3) Artikel 16 Absatz 4 erhält folgende Fassung:  

„4. Die Kommission erlässt nach Konsultation der Agentur geeignete 
Bestimmungen für die Beurteilung der an den Genehmigungen 
vorgenommenen Änderungen in Form einer Verordnung. Diese Maßnahmen 
zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser Verordnung durch 
Hinzufügung werden nach dem in Artikel 87 Absatz 2a genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

                                                 
16 ABl. L 136 vom 30.4.2004, S. 1 – 33.  
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(4) Artikel 24 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

„Der Inhaber der Genehmigung für das Inverkehrbringen eines Humanarzneimittels 
stellt sicher, dass alle vermuteten unerwarteten schwerwiegenden Nebenwirkungen 
und jede vermutete Übertragung eines Krankheitserregers durch ein Arzneimittel, die 
im Hoheitsgebiet eines Drittlands auftreten, den Mitgliedstaaten und der Agentur 
unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb von 15 Tagen nach Erhalt der Information, 
mitgeteilt werden. Die Kommission erlässt Bestimmungen zur Mitteilung nicht 
schwerwiegender vermuteter unerwarteter Nebenwirkungen, die in der Gemeinschaft 
oder in einem Drittland auftreten. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht 
wesentlichen Bestimmungen dieser Verordnung durch Hinzufügung werden nach 
dem in Artikel 87 Absatz 2a genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung:  

„4. Die Kommission kann aufgrund der bei der Anwendung des Absatzes 3 
gewonnenen Erfahrungen Bestimmungen zur Änderung jenes Absatzes 
festlegen. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen 
Bestimmungen dieser Verordnung werden nach dem in Artikel 87 Absatz 2a 
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

(5) Artikel 29 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 29 

Die Kommission kann Änderungen vornehmen, die erforderlich sein können, um 
dieses Kapitel zur Berücksichtigung des wissenschaftlichen und technischen 
Fortschritts zu aktualisieren. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht 
wesentlichen Bestimmungen dieser Verordnung werden nach dem in Artikel 87 
Absatz 2a genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

(6) Artikel 41 Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

„6. Die Kommission erlässt nach Konsultation der Agentur geeignete 
Bestimmungen für die Beurteilung der an den Genehmigungen 
vorgenommenen Änderungen in Form einer Verordnung. Diese Maßnahmen 
zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser Verordnung durch 
Hinzufügung werden nach dem in Artikel 87 Absatz 2a genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

(7) Artikel 49 wird wie folgt geändert:  

a) Absatz 2 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

„Der Inhaber der Genehmigung für das Inverkehrbringen eines Tierarzneimittels 
stellt sicher, dass alle vermuteten unerwarteten schwerwiegenden Nebenwirkungen 
und Nebenwirkungen beim Menschen und jede vermutete Übertragung eines 
Krankheitserregers durch ein Arzneimittel, die im Hoheitsgebiet eines Drittlands 
auftreten, den Mitgliedstaaten und der Agentur unverzüglich, spätestens jedoch 
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innerhalb von 15 Tagen nach Erhalt der Information, mitgeteilt werden. Die 
Kommission erlässt Bestimmungen zur Mitteilung nicht schwerwiegender 
vermuteter unerwarteter Nebenwirkungen, die in der Gemeinschaft oder in einem 
Drittland auftreten. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen 
Bestimmungen dieser Verordnung durch Hinzufügung werden nach dem in 
Artikel 87 Absatz 2a genannten Verfahren erlassen.“ 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„Die Kommission kann aufgrund der bei der Anwendung des Absatzes 3 
gewonnenen Erfahrungen Bestimmungen zur Änderung jenes Absatzes festlegen. 
Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser 
Verordnung werden nach dem in Artikel 87 Absatz 2a genannten Verfahren 
erlassen.“ 

(8) Artikel 54 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 54 

Die Kommission kann Änderungen vornehmen, die erforderlich sein können, um 
dieses Kapitel zur Berücksichtigung des wissenschaftlichen und technischen 
Fortschritts zu aktualisieren. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht 
wesentlichen Bestimmungen dieser Verordnung werden nach dem in Artikel 87 
Absatz 2a genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

(9) Artikel 70 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Die Kommission erlässt jedoch Bestimmungen, in denen festgelegt wird, unter 
welchen Umständen kleinen und mittleren Unternehmen eine 
Gebührensenkung, ein Zahlungsaufschub für die Gebühren oder administrative 
Unterstützung gewährt werden kann. Diese Maßnahmen zur Änderung von 
nicht wesentlichen Bestimmungen dieser Verordnung durch Hinzufügung 
werden nach dem in Artikel 87 Absatz 2a genannten Regelungsverfahren mit 
Kontrolle erlassen.“ 

(10) Artikel 84 Absatz 3 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

„Auf Ersuchen der Agentur kann die Kommission gegen die Inhaber von 
Genehmigungen für das Inverkehrbringen, die aufgrund dieser Verordnung erteilt 
wurden, Geldbußen verhängen, wenn sie bestimmte im Rahmen dieser 
Genehmigungen festgelegte Verpflichtungen nicht einhalten. Die Höchstbeträge 
sowie die Bedingungen und die Modalitäten für die Einziehung dieser Geldbußen 
werden von der Kommission festgelegt. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht 
wesentlichen Bestimmungen dieser Verordnung durch Hinzufügung werden nach 
dem in Artikel 87 Absatz 2a genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“  
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(11) Artikel 87 wird wie folgt geändert: 

a) Folgender Absatz 2a wird eingefügt: 

„2a Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden.“  

b) Absatz 4 wird gestrichen. 

3. UMWELT 

3.1. Richtlinie 82/883/EWG des Rates vom 3. Dezember 1982 über die Einzelheiten 
der Überwachung und Kontrolle der durch die Ableitungen aus der 
Titandioxidproduktion betroffenen Umweltmedien17 

Was die Richtlinie 82/883/EWG betrifft, sollte die Kommission insbesondere die Befugnis 
erhalten, die in den Anhängen aufgeführten Parameter der Spalte „Parameter, deren 
Bestimmung fakultativ ist“ und Referenzmessmethoden an den technischen und 
wissenschaftlichen Fortschritt anzupassen. Da es sich hier um Maßnahmen allgemeiner 
Tragweite handelt, die eine Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen der Richtlinie 
82/883/EWG bewirken, müssen diese Maßnahmen gemäß dem in Artikel 5a des Beschlusses 
1999/468/EG genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen werden. 

Dementsprechend wird die Richtlinie 82/883/EWG wie folgt geändert: 

(1) Artikel 9 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 9 

Die Kommission beschließt die erforderlichen Änderungen zur Anpassung der in den 
Anhängen aufgeführten Parameter der Spalte „Parameter, deren Bestimmung 
fakultativ ist“ und Referenzmessmethoden an den technischen und 
wissenschaftlichen Fortschritt. 

Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser 
Richtlinie werden nach dem in Artikel 11 Absatz 2 genannten Regelungsverfahren 
mit Kontrolle erlassen.“ 

                                                 
17 ABl. L 378 vom 31.12.1982, S. 1 – 14. 
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(2) Artikel 11 erhält folgende Fassung:  

„Artikel 11 

1. Die Kommission wird von dem Ausschuss zur Anpassung an den technischen 
Fortschritt unterstützt. 

2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden.“ 

3.2. Richtlinie 86/278/EWG des Rates vom 12. Juni 1986 über den Schutz der 
Umwelt und insbesondere der Böden bei der Verwendung von Klärschlamm in 
der Landwirtschaft18 

Was die Richtlinie 86/278/EWG betrifft, sollte die Kommission insbesondere die Befugnis 
erhalten, die Anhänge an den technischen und wissenschaftlichen Fortschritt anzupassen. Da 
es sich hier um Maßnahmen allgemeiner Tragweite handelt, die eine Änderung von nicht 
wesentlichen Bestimmungen der Richtlinie 86/278/EWG bewirken, müssen diese 
Maßnahmen gemäß dem in Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen werden. 

Dementsprechend wird die Richtlinie 86/278/EWG wie folgt geändert: 

(1) Artikel 13 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 13 

Die Kommission passt die Anhänge der Richtlinie an den technischen und 
wissenschaftlichen Fortschritt an; hiervon ausgenommen sind die in den 
Anhängen I A, I B und I C aufgeführten Parameter und Werte, alle Faktoren, die die 
Berechnung dieser Werte beeinflussen können, sowie die in den Anhängen II A und 
II B angegebenen Parameter, die zu analysieren sind. 

Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser 
Richtlinie werden nach dem in Artikel 15 Absatz 2 genannten Regelungsverfahren 
mit Kontrolle erlassen.“ 

(2) Artikel 15 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 15 

1. Die Kommission wird von dem Ausschuss zur Anpassung dieser Richtlinie an den 
technischen und wissenschaftlichen Fortschritt unterstützt. 
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2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 und 
Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8 
anzuwenden.“ 

3.3. Richtlinie 94/62/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
20. Dezember 1994 über Verpackungen und Verpackungsabfälle19 

Was die Richtlinie 94/62/EG betrifft, sollte die Kommission insbesondere die Befugnis 
erhalten, die Beispiele für die Definition von Gegenständen, die als Verpackung gelten, zu 
prüfen und erforderlichenfalls zu ändern, zu beschließen, unter welchen Bedingungen die 
Konzentrationen von Schwermetallen in Verpackungen oder Verpackungskomponenten auf 
einige Materialien und Produktkreisläufe keine Anwendung finden und welche Arten von 
Verpackungen von der Anforderung in Bezug auf die Konzentrationen ausgenommen sind, 
sowie die technischen Maßnahmen festzulegen, die notwendig sind, um Schwierigkeiten bei 
der Anwendung der Bestimmungen dieser Richtlinie zu begegnen. Da es sich hier um 
Maßnahmen allgemeiner Tragweite handelt, die eine Änderung von nicht wesentlichen 
Bestimmungen der Richtlinie 94/62/EG oder eine Hinzufügung neuer nicht wesentlicher 
Bestimmungen der Richtlinie 94/62/EG bewirken, müssen diese Maßnahmen gemäß dem in 
Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle 
erlassen werden. 

Dementsprechend wird die Richtlinie 94/62/EG wie folgt geändert: 

(1) Artikel 3 Nummer 1 Unterabsatz 4 erhält folgende Fassung: 

„Die Kommission prüft gegebenenfalls die Beispiele für die Definition von 
Gegenständen, die gemäß Anhang I als Verpackung gelten, und ändert sie 
erforderlichenfalls. Der Vorrang gilt folgenden Artikeln: CD- und Videohüllen, 
Blumentöpfen, Röhren und Rollen, um die flexibles Material aufgespult ist, 
Schutzstreifen von Klebeetiketten und Einpack- und Geschenkpapier. Diese 
Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser Richtlinie 
werden nach dem in Artikel 21 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit 
Kontrolle erlassen.“ 

(2) Artikel 11 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Die Kommission beschließt, unter welchen Bedingungen die in Absatz 1 
genannten Konzentrationen auf stofflich verwertete Materialien und Produkte 
in geschlossenen, kontrollierten Kreisläufen keine Anwendung finden sowie 
welche Arten von Verpackungen von der Anforderung in Absatz 1 dritter 
Gedankenstrich ausgenommen sind. 

Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser 
Richtlinie durch Hinzufügung werden nach dem in Artikel 21 Absatz 3 
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 
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(3) Artikel 12 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Zur Harmonisierung der Merkmale und der Aufmachung der gelieferten Daten 
und im Hinblick auf die Kompatibilität der Daten aus den einzelnen 
Mitgliedstaaten übermitteln die Mitgliedstaaten der Kommission die ihnen 
vorliegenden Daten unter Benutzung der Tabellen, die anhand von Anhang III 
nach dem in Artikel 21 Absatz 2 genannten Regelungsverfahren festlegt 
werden.“ 

(4) Artikel 19 erhält folgende Fassung:  

„Artikel 19 

Anpassung an den wissenschaftlichen und technischen Fortschritt 

a) Die Änderungen zur Anpassung des in Artikel 8 Absatz 2 und Artikel 10 
Absatz 2 letzter Gedankenstrich genannten Kennzeichnungssystems sowie zur 
Anpassung der in Artikel 12 Absatz 3 und Anhang III genannten Tabellen für 
die Datenbanken an den wissenschaftlichen und technischen Fortschritt werden 
nach dem Regelungsverfahren des Artikels 21 Absatz 2 vorgenommen. 

b) Die Kommission beschließt die Änderungen zur Anpassung der in Anhang I 
genannten Beispiele für die Begriffsbestimmung für „Verpackungen“ an den 
wissenschaftlichen und technischen Fortschritt. Diese Maßnahmen zur 
Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser Richtlinie werden 
nach dem in Artikel 21 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle 
erlassen.“  

(5) Artikel 20 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Die Kommission legt die technischen Maßnahmen fest, die notwendig sind, um 
Schwierigkeiten bei der Anwendung der Bestimmungen dieser Richtlinie 
insbesondere in Bezug auf inerte Verpackungsmaterialien, die in der 
Gemeinschaft in sehr geringen Mengen (d. h. mit einem Anteil von rund 
0,1 Gewichtsprozent) in Verkehr gebracht werden, Primärverpackungen für 
medizinisches Gerät und pharmazeutische Erzeugnisse sowie Klein- und 
Luxusverpackungen zu begegnen. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht 
wesentlichen Bestimmungen dieser Richtlinie durch Hinzufügung werden nach 
dem in Artikel 21 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle 
erlassen.“ 

(6) Artikel 21 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

“3. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden.“ 
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3.4. Richtlinie 1999/32/EG des Rates vom 26. April 1999 über eine Verringerung des 
Schwefelgehalts bestimmter flüssiger Kraft- oder Brennstoffe und zur 
Änderung der Richtlinie 93/12/EWG20 

Was die Richtlinie 1999/32/EG betrifft, sollte die Kommission insbesondere die Befugnis 
erhalten, Kriterien für den Einsatz emissionsmindernder Technologien durch Schiffe aller 
Flaggen in geschlossenen Häfen und Flussmündungen in der Gemeinschaft festzulegen und 
Änderungen, die zur technischen Anpassung einiger Bestimmungen an den 
wissenschaftlichen und technischen Fortschritt notwendig sind, zu beschließen. Da es sich 
hier um Maßnahmen allgemeiner Tragweite handelt, die eine Änderung von nicht 
wesentlichen Bestimmungen der Richtlinie 1999/32/EG oder eine Hinzufügung neuer nicht 
wesentlicher Bestimmungen der Richtlinie 1999/32/EG bewirken, müssen diese Maßnahmen 
gemäß dem in Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG genannten Regelungsverfahren mit 
Kontrolle erlassen werden. 

Dementsprechend wird die Richtlinie 1999/32/EG wie folgt geändert:  

(1) Artikel 4c Absatz 3 erhält folgende Fassung:  

„3. Die Kommission legt Kriterien für den Einsatz emissionsmindernder 
Technologien durch Schiffe aller Flaggen in geschlossenen Häfen und 
Flussmündungen in der Gemeinschaft fest. Diese Maßnahmen zur Änderung 
von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser Richtlinie durch Hinzufügung 
werden nach dem in Artikel 9 Absatz 2 genannten Regelungsverfahren mit 
Kontrolle erlassen. Die Kommission teilt diese Kriterien der IMO mit.“ 

(2) Artikel 7 Absatz 4 erhält folgende Fassung:  

„4. Änderungen, die zur technischen Anpassung des Artikels 2 Nummern 1, 2, 3, 
3a, 3b und 4 oder des Artikels 6 Absatz 2 an den wissenschaftlichen und 
technischen Fortschritt notwendig sind, werden von der Kommission 
beschlossen. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen 
Bestimmungen dieser Richtlinie werden nach dem in Artikel 9 Absatz 2 
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen. Diese Anpassungen 
dürfen nicht zu einer direkten Änderung des Geltungsbereichs dieser Richtlinie 
oder der in dieser Richtlinie festgelegten Grenzwerte für Schwefel im 
Kraftstoff führen.“ 

                                                 
20 ABl. L 121 vom 11.5.1999, S. 13 – 18. 



 

DE 26   DE 

(3) Artikel 9 erhält folgende Fassung:  

„Artikel 9 

Ausschuss 

1. Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt. 

2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden.“ 

3.5. Richtlinie 2001/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. Oktober 2001 über nationale Emissionshöchstmengen für bestimmte 
Luftschadstoffe21 

Was die Richtlinie 2001/81/EG betrifft, sollte die Kommission insbesondere die Befugnis 
erhalten, die gemäß Anhang III anzuwendenden Methoden zu aktualisieren. Da es sich hier 
um Maßnahmen allgemeiner Tragweite handelt, die eine Änderung von nicht wesentlichen 
Bestimmungen der Richtlinie 2001/81/EG einschließlich durch Hinzufügung bewirken, 
müssen diese Maßnahmen gemäß dem in Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen werden. 

Dementsprechend wird die Richtlinie 2001/81/EG wie folgt geändert: 

(1) Artikel 7 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„4. Aktualisierungen der gemäß Anhang III anzuwendenden Methoden werden 
von der Kommission beschlossen. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht 
wesentlichen Bestimmungen dieser Richtlinie einschließlich durch 
Hinzufügung werden nach dem in Artikel 13 Absatz 3 genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

(2) Artikel 13 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden.“ 
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3.6. Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Oktober 2003 über ein System für den Handel mit 
Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft und zur Änderung der 
Richtlinie 96/61/EG des Rates22 

Was die Richtlinie 2003/87/EG betrifft, sollte die Kommission insbesondere die Befugnis 
erhalten, Bestimmungen zur Umsetzung von Artikel 11b Absatz 5 und eine Verordnung über 
ein standardisiertes und sicheres Registrierungssystem einschließlich Bestimmungen zur 
Nutzung und Identifizierung von CER und ERU im Rahmen des Gemeinschaftssystems sowie 
zur Überwachung des Umfangs dieser Nutzung zu erlassen, Anhang III nach Maßgabe von 
Artikel 22 zu ändern, die Einbeziehung nicht in Anhang I aufgeführter Tätigkeiten und 
Treibhausgase zu genehmigen, die erforderlichen Vorschriften für die gegenseitige 
Anerkennung der Zertifikate im Rahmen von Abkommen mit Drittländern auszuarbeiten 
sowie standardisierte oder etablierte Verfahren für die Überwachung anderer 
Treibhausgasemissionen anzunehmen. Da es sich hier um Maßnahmen allgemeiner Tragweite 
handelt, die eine Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen der Richtlinie 2003/87/EG 
oder eine Hinzufügung neuer nicht wesentlicher Bestimmungen der Richtlinie 2003/87/EG 
bewirken, müssen diese Maßnahmen gemäß dem in Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG 
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen werden. 

Dementsprechend wird die Richtlinie 2003/87/EG wie folgt geändert: 

(1) Artikel 11b Absatz 7 erhält folgende Fassung: 

„7. Bestimmungen zur Umsetzung der Absätze 3 und 4, besonders soweit es um 
die Vermeidung einer doppelten Erfassung geht, werden von der Kommission 
nach dem in Artikel 23 Absatz 2 genannten Verfahren erlassen. Die 
Kommission erlässt Bestimmungen zur Umsetzung von Absatz 5 in Fällen, in 
denen das Gastgeberland alle Teilnehmervoraussetzungen für JI-
Projektmaßnahmen erfüllt. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht 
wesentlichen Bestimmungen dieser Richtlinie durch Hinzufügung werden nach 
dem in Artikel 23 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle 
erlassen.“ 

(2) Artikel 19 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Im Hinblick auf die Durchführung dieser Richtlinie erlässt die Kommission 
eine Verordnung über ein standardisiertes und sicheres Registrierungssystem in 
Form standardisierter elektronischer Datenbanken mit gemeinsamen 
Datenelementen zur Verfolgung von Vergabe, Besitz, Übertragung und 
Löschung von Zertifikaten, zur Gewährleistung des Zugangs der Öffentlichkeit 
und angemessener Vertraulichkeit und um sicherzustellen, dass keine 
Übertragungen erfolgen, die mit den Verpflichtungen aus dem Kyoto-Protokoll 
unvereinbar sind. Diese Verordnung wird auch Bestimmungen zur Nutzung 
und Identifizierung von CER und ERU im Rahmen des Gemeinschaftssystems 
sowie zur Überwachung des Umfangs dieser Nutzung enthalten. Diese 
Maßnahme zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser 
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Richtlinie durch Hinzufügung wird nach dem in Artikel 23 Absatz 3 genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

(3) Artikel 22 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 22 

Änderungen des Anhangs III 

Unter Berücksichtigung der in Artikel 21 vorgesehenen Berichte und der bei der 
Anwendung dieser Richtlinie gesammelten Erfahrungen kann die Kommission 
Anhang III mit Ausnahme der Kriterien 1, 5 und 7 für den Zeitraum 2008 bis 2012 
ändern. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen 
dieser Richtlinie werden nach dem in Artikel 23 Absatz 3 genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“  

(4) Artikel 23 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden.“ 

(5) Artikel 24 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Unter Berücksichtigung aller einschlägigen Kriterien, insbesondere der 
Auswirkungen auf den Binnenmarkt, möglicher Wettbewerbsverzerrungen, der 
Umweltwirksamkeit der Regelung und der Zuverlässigkeit des vorgesehenen 
Überwachungs- und Berichterstattungsverfahrens können die Mitgliedstaaten 
ab 2008 im Einklang mit dieser Richtlinie den Handel mit 
Emissionszertifikaten ausweiten auf: 

a) nicht in Anhang I aufgeführte Anlagen, sofern die Einbeziehung solcher 
Anlagen von der Kommission nach dem in Artikel 23 Absatz 2 
genannten Verfahren gebilligt wird, und 

b) nicht in Anhang I aufgeführte Tätigkeiten und Treibhausgase, sofern die 
Einbeziehung solcher Tätigkeiten und Treibhausgase von der 
Kommission gebilligt wird. Diese Maßnahme zur Änderung von nicht 
wesentlichen Bestimmungen dieser Richtlinie durch Hinzufügung wird 
nach dem in Artikel 23 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit 
Kontrolle erlassen. 

Ab 2005 können die Mitgliedstaaten unter denselben Voraussetzungen den 
Handel mit Emissionszertifikaten auf Anlagen ausweiten, die in Anhang I 
aufgeführte Tätigkeiten durchführen und bei denen die dort vorgesehenen 
Kapazitätsgrenzen nicht erreicht werden.“ 
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(6) Artikel 25 Absatz 2 erhält folgende Fassung:  

„2. Wurde ein Abkommen im Sinne von Absatz 1 geschlossen, so erlässt die 
Kommission die erforderlichen Vorschriften für die gegenseitige Anerkennung 
der Zertifikate im Rahmen dieses Abkommens. Diese Maßnahmen zur 
Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser Richtlinie durch 
Hinzufügung werden nach dem in Artikel 23 Absatz 3 genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

(7) In Anhang IV erhält der Absatz unter der Überschrift „Überwachung anderer 
Treibhausgasemissionen“ folgende Fassung: 

„Zu verwenden sind standardisierte oder etablierte Verfahren, die von der 
Kommission in Zusammenarbeit mit allen betroffenen Kreisen entwickelt worden 
sind. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser 
Richtlinie durch Hinzufügung werden nach dem in Artikel 23 Absatz 3 genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

3.7. Verordnung (EG) Nr. 850/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 29. April 2004 über persistente organische Schadstoffe und zur Änderung 
der Richtlinie 79/117/EWG23 

Was die Verordnung (EG) Nr. 850/2004 betrifft, sollte die Kommission insbesondere die 
Befugnis erhalten, einige Konzentrationsgrenzen in den Anhängen festzulegen, die Anhänge 
zu ändern, wenn ein Stoff in das Übereinkommen oder das Protokoll aufgenommen wird, 
bestehende Einträge zu ändern und die Anhänge an den wissenschaftlichen und technischen 
Fortschritt anzupassen. Da es sich hier um Maßnahmen allgemeiner Tragweite handelt, die 
eine Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 850/2004 
bewirken, müssen diese Maßnahmen gemäß dem in Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG 
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen werden. 

Dementsprechend wird die Verordnung (EG) Nr. 850/2004 wie folgt geändert: 

(1) Artikel 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

„a) Abfälle, die in Anhang IV aufgelistete Stoffe enthalten oder durch sie 
verunreinigt sind, können in anderer Weise nach einschlägigen 
Rechtsvorschriften der Gemeinschaft beseitigt oder verwertet werden, sofern 
der Gehalt an aufgelisteten Stoffen in den Abfällen unterhalb der 
Konzentrationsgrenzen liegt, die in Anhang IV festzulegen sind. Diese 
Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser 
Verordnung werden nach dem in Artikel 17 Absatz 3 genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen. Bis die Konzentrationsgrenzen 
gemäß diesem Verfahren festgelegt werden, kann die zuständige Behörde eines 
Mitgliedstaats Konzentrationsgrenzen oder spezifische technische 
Anforderungen bezüglich der Beseitigung oder Verwertung der Abfälle gemäß 
diesem Buchstaben festlegen oder anwenden.“ 
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b) Absatz 5 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Konzentrationsgrenzen in Anhang V Teil 2 werden für die Zwecke von 
Absatz 4 Buchstabe b von der Kommission festgelegt. Diese Maßnahmen zur 
Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser Verordnung werden nach 
dem in Artikel 17 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

(2) Artikel 14 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 14 

Änderung der Anhänge 

1. Wird ein Stoff in das Übereinkommen oder das Protokoll aufgenommen, so 
nimmt die Kommission gegebenenfalls eine entsprechende Änderung der 
Anhänge I, II und III vor.  

Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser 
Verordnung werden nach dem in Artikel 16 Absatz 3 genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen. 

2. Wird ein Stoff in das Übereinkommen oder das Protokoll aufgenommen, so 
nimmt die Kommission gegebenenfalls eine entsprechende Änderung des 
Anhangs IV vor.  

Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser 
Verordnung werden nach dem in Artikel 17 Absatz 3 genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen. 

3. Die Kommission beschließt Änderungen von bestehenden Einträgen in den 
Anhängen I bis III, einschließlich ihrer Anpassung an den wissenschaftlichen 
und technischen Fortschritt.  

Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser 
Verordnung werden nach dem in Artikel 16 Absatz 3 genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen. 

4. Die Kommission beschließt Änderungen von bestehenden Einträgen in 
Anhang IV und Änderungen des Anhangs V, einschließlich ihrer Anpassung an 
den wissenschaftlichen und technischen Fortschritt. 

Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser 
Verordnung werden nach dem in Artikel 17 Absatz 3 genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 
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(3) Artikel 16 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Die Kommission wird in allen Angelegenheiten im Rahmen dieser 
Verordnung, außer den mit Abfällen zusammenhängenden Angelegenheiten, 
von dem durch Artikel 29 der Richtlinie 67/548/EWG des Rates (*) 
eingesetzten Ausschuss unterstützt. 

____________________________ 

(*) ABl. 196 vom 16.8.1967, S. 1. Geändert durch die Verordnung (EG) 
Nr. 807/2003 vom 14. April 2003, ABl. L 122 vom 16.5.2003.“ 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden.“ 

(4) Artikel 17 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden.“  

3.8. Richtlinie 2004/107/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
15. Dezember 2004 über Arsen, Kadmium, Quecksilber, Nickel und 
polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe in der Luft24 

Was die Richtlinie 2004/107/EG betrifft, sollte die Kommission insbesondere die Befugnis 
erhalten, einige Bestimmungen und Anhänge an den wissenschaftlichen und technischen 
Fortschritt anzupassen. Da es sich hier um Maßnahmen allgemeiner Tragweite handelt, die 
eine Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen der Richtlinie 2004/107/EG bewirken, 
müssen diese Maßnahmen gemäß dem in Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen werden. 

Dementsprechend wird die Richtlinie 2004/107/EG wie folgt geändert: 

(1) Artikel 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 9 erhält folgende Fassung: 

„9. Ungeachtet der Konzentrationswerte wird für jedes Gebiet von 100 000 km² 
jeweils eine Hintergrundprobenahmestelle installiert, die zur orientierenden 
Messung von Arsen, Kadmium, Nickel, dem gesamten gasförmigen 
Quecksilber, Benzo(a)pyren und den übrigen in Absatz 8 genannten 
polyzyklischen aromatischen Kohlenwasserstoffen in der Luft sowie der 
Gesamtablagerung von Arsen, Kadmium, Quecksilber, Nickel, Benzo(a)pyren 
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und den übrigen in Absatz 8 genannten polyzyklischen aromatischen 
Kohlenwasserstoffen dient. Jeder Mitgliedstaat richtet mindestens eine 
Messstation ein; jedoch können die Mitgliedstaaten einvernehmlich und nach 
den Leitlinien, die gemäß dem in Artikel 6 Absatz 2 genannten Verfahren 
aufzustellen sind, eine oder mehrere gemeinsame Messstationen einrichten, die 
benachbarte Gebiete in aneinandergrenzenden Mitgliedstaaten erfassen, um die 
notwendige räumliche Auflösung zu erreichen. Zusätzlich wird die Messung 
von partikel- und gasförmigem zweiwertigem Quecksilber empfohlen. Sofern 
angebracht, ist die Überwachung mit der des Mess- und Bewertungsprogramms 
zur Messung und Bewertung der weiträumigen Verfrachtung von 
Luftschadstoffen in Europa (EMEP) zu koordinieren. Die Probenahmestellen 
für diese Schadstoffe werden so gewählt, dass geografische Unterschiede und 
langfristige Trends bestimmt werden können. Es gelten die Bestimmungen des 
Anhangs III Abschnitte I, II und III.“ 

b) Absatz 15 erhält folgende Fassung: 

„15. Sämtliche zur Anpassung der Bestimmungen des vorliegenden Artikels und 
des Anhangs II Abschnitt II sowie der Anhänge III, IV und V an den 
wissenschaftlichen und technischen Fortschritt erforderlichen Änderungen 
werden von der Kommission angenommen. Diese Maßnahmen zur Änderung 
von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser Richtlinie werden nach dem in 
Artikel 6 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen. 
Dabei dürfen jedoch keine direkten oder indirekten Änderungen der Zielwerte 
vorgenommen werden.“ 

(2) Artikel 5 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„4. Die Kommission legt nach dem in Artikel 6 Absatz 2 genannten Verfahren alle 
Modalitäten für die Weiterleitung der gemäß Absatz 1 zur Verfügung zu 
stellenden Informationen fest.“ 

(3) Artikel 6 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden.“ 

(4) Anhang V Abschnitt V erhält folgende Fassung: 

„V. Referenzmethoden zur Erstellung von Luftqualitätsmodellen 

Für die Erstellung von Luftqualitätsmodellen lassen sich zurzeit keine 
Referenzmethoden festlegen. Die Kommission kann Änderungen zur Anpassung 
dieses Abschnitts an den wissenschaftlichen und technischen Fortschritt vornehmen. 
Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser 
Richtlinie werden nach dem in Artikel 6 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit 
Kontrolle erlassen.“ 
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3.9. Verordnung (EG) Nr. 1013/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 14. Juni 2006 über die Verbringung von Abfällen25 

Was die Verordnung (EG) Nr. 1013/2006 betrifft, sollte die Kommission insbesondere die 
Befugnis erhalten, nach dem in Artikel 11 Absatz 3 der Verordnung 1013/2006 genannten 
Verfahren zu entscheiden, die Anhänge nach Maßgabe von Artikel 58 der Verordnung 
1013/2006 zu ändern und zusätzliche Maßnahmen nach Maßgabe von Artikel 59 der 
Verordnung 1013/2006 zu erlassen. Da es sich hier um Maßnahmen allgemeiner Tragweite 
handelt, die eine Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen der Verordnung (EG) 
Nr. 1013/2006 oder eine Hinzufügung neuer nicht wesentlicher Bestimmungen der 
Verordnung (EG) Nr. 1013/2006 bewirken, müssen diese Maßnahmen gemäß dem in 
Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle 
erlassen werden. 

Dementsprechend wird die Verordnung (EG) Nr. 1013/2006 wie folgt geändert: 

(1) Artikel 11 Absatz 3 Unterabsatz 3 erhält folgende Fassung: 

„Wird keine zufrieden stellende Lösung gefunden, so kann jeder Mitgliedstaat die 
Angelegenheit an die Kommission verweisen. Entschieden wird dann nach dem in 
Artikel 59a Absatz 2 genannten Regelungsverfahren.“ 

(2) Artikel 58 erhält folgende Fassung:  

„Artikel 58 

1. Die Kommission kann die Anhänge ändern, um dem wissenschaftlichen und 
technischen Fortschritt Rechnung zu tragen. Diese Maßnahmen zur Änderung 
von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser Verordnung werden nach dem in 
Artikel 59a Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen. 
Außerdem 

a) werden die Anhänge I, II, III, IIIA, IV und V geändert, um den im 
Rahmen des Basler Übereinkommens und des OECD-Beschlusses 
vereinbarten Änderungen Rechnung zu tragen; 

b) können noch nicht eingestufte Abfälle vorläufig den Anhängen IIIB, IV 
oder V hinzugefügt werden, bis über ihre Aufnahme in die 
entsprechenden Anhänge des Basler Übereinkommens oder des OECD-
Beschlusses entschieden ist; 

c) kann auf Ersuchen eines Mitgliedstaats die vorläufige Aufnahme von 
Gemischen aus zwei oder mehr in Anhang III aufgeführten Abfällen in 
Anhang IIIA in den in Artikel 3 Absatz 2 genannten Fällen erwogen 
werden, bis über ihre Aufnahme in die entsprechenden Anhänge des 
Basler Übereinkommens oder des OECD-Beschlusses entschieden ist. In 
Anhang IIIA kann vorgeschrieben werden, dass einer oder mehrere der 

                                                 
25 ABl. L 190 vom 12.7.2006, S. 1 – 98. 
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dort aufgeführten Einträge nicht für Ausfuhren in Staaten gelten, für die 
der OECD-Beschluss nicht gilt; 

d) werden die in Artikel 3 Absatz 3 genannten Ausnahmefälle definiert und 
die entsprechenden Abfälle gegebenenfalls den Anhängen IVA und V 
hinzugefügt und aus Anhang III gestrichen; 

e) wird Anhang V so geändert, dass er die vereinbarten Änderungen des 
Verzeichnisses gefährlicher Abfälle gemäß Artikel 1 Absatz 4 der 
Richtlinie 91/689/EWG widerspiegelt; 

f) wird Anhang VIII geändert, um den einschlägigen internationalen 
Übereinkommen und Vereinbarungen Rechnung zu tragen. 

2. Bei Änderungen des Anhangs IX wird der durch die Richtlinie 91/692/EWG 
des Rates eingesetzte Ausschuss uneingeschränkt an den Beratungen beteiligt.“ 

(3) Artikel 59 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 59 

Zusätzliche Maßnahmen 

1. Die Kommission kann nach dem in Artikel 59a Absatz 2 genannten 
Regelungsverfahren die folgenden zusätzlichen Maßnahmen zur Durchführung 
dieser Verordnung erlassen: 

a) Leitlinien für die Anwendung von Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe g; 

b) Leitlinien für die Anwendung von Artikel 15 in Bezug auf die 
Identifizierung und Verfolgung von Abfällen, die bei der vorläufigen 
Verwertung oder Beseitigung erhebliche Veränderungen erfahren; 

c) Leitlinien für die Zusammenarbeit zuständiger Behörden im Falle 
illegaler Verbringungen nach Artikel 24; 

d) technische und organisatorische Vorschriften für die praktische 
Umsetzung des elektronischen Datenaustauschs zum Zwecke der 
Einreichung von Unterlagen und Informationen nach Artikel 26 
Absatz 4; 

e) weitere Hinweise zur Verwendung von Sprachen nach Artikel 27; 

f) weitere Klärung der Verfahrensvorschriften von Titel II in Bezug auf 
Ausfuhren von Abfällen aus der Gemeinschaft, Einfuhren von Abfällen 
in die Gemeinschaft und Durchfuhr von Abfällen durch die 
Gemeinschaft; 

g) weitere Hinweise zu undefinierten Rechtsbegriffen. 
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2. Die Kommission kann Durchführungsmaßnahmen erlassen, die Folgendes 
betreffen:  

a) ein Verfahren zur Berechnung der Sicherheitsleistungen oder 
entsprechenden Versicherungen nach Artikel 6; 

b) weitere Auflagen und Anforderungen in Bezug auf Verwertungsanlagen 
mit Vorabzustimmung nach Artikel 14. 

Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser 
Verordnung durch Hinzufügung werden nach dem in Artikel 59a Absatz 3 
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

(4) Folgender Artikel 59a wird eingefügt: 

„Artikel 59a 

Ausschussverfahren 

1. Die Kommission wird von dem durch Artikel 18 Absatz 1 der Richtlinie 
2006/12/EG (*) eingesetzten Ausschuss unterstützt. 

2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind die Artikel 5 und 7 des 
Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8 anzuwenden. 

Die in Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/468/EG vorgesehene Frist wird 
auf drei Monate festgesetzt. 

3. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden. 

_______________________ 

(*) ABl. L 114 vom 27.4.2006, S. 9 – 21.“ 

(5) Artikel 63 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Unterabsatz 3 erhält folgende Fassung: 

„Außer für Glasabfälle und Abfälle aus Papier sowie Altreifen kann dieser 
Zeitraum nach dem in Artikel 59a Absatz 2 genannten Regelungsverfahren bis 
spätestens zum 31. Dezember 2012 verlängert werden.“ 

b) Absatz 4 Unterabsatz 3 erhält folgende Fassung: 

„Dieser Zeitraum kann nach dem in Artikel 59a Absatz 2 genannten Verfahren 
bis spätestens zum 31. Dezember 2012 verlängert werden.“ 
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c) Absatz 5 wird wie folgt geändert:  

i) Unterabsatz 3 erhält folgende Fassung: 

„Dieser Zeitraum kann nach dem in Artikel 59a Absatz 2 genannten 
Regelungsverfahren bis spätestens zum 31. Dezember 2015 verlängert 
werden.“ 

ii) Unterabsatz 5 erhält folgende Fassung: 

„Dieser Zeitraum kann nach dem in Artikel 59a Absatz 2 genannten 
Regelungsverfahren bis spätestens zum 31. Dezember 2015 verlängert 
werden.“ 

4. EUROSTAT 

4.1. Verordnung (EWG) Nr. 3924/91 des Rates vom 19. Dezember 1991 zur 
Einführung einer Gemeinschaftserhebung über die Produktion von Gütern26 

Was die Verordnung (EWG) Nr. 3924/91 betrifft, sollte die Kommission insbesondere die 
Befugnis erhalten, die Liste der von dieser Verordnung betroffenen Güter zu erstellen und zu 
aktualisieren. Sie sollte außerdem die Befugnis erhalten, die Durchführungsmodalitäten zur 
Repräsentanz und Periodizität der Erhebung für bestimmte Güter sowie die Modalitäten zum 
Erhebungsinhalt festzulegen und Durchführungsmaßnahmen einschließlich der Maßnahmen, 
die zur Anpassung der Erhebungs- und Aufbereitungsverfahren an den technischen Fortschritt 
notwendig sind, zu erlassen. Da es sich hier um Maßnahmen allgemeiner Tragweite handelt, 
die eine Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen der Verordnung (EWG) 
Nr. 3924/91 einschließlich durch Hinzufügung neuer nicht wesentlicher Bestimmungen 
bewirken, müssen diese Maßnahmen gemäß dem in Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG 
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen werden. 

Dementsprechend wird die Verordnung (EWG) Nr. 3924/91 wie folgt geändert: 

(1) Artikel 2 Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

„6. Die PRODCOM-Liste, die für die einzelnen Rubriken zu machenden Angaben 
und andere Durchführungsmodalitäten zu dieser Verordnung werden von der 
Kommission festgelegt und aktualisiert. Diese Maßnahmen zur Änderung von 
nicht wesentlichen Bestimmungen dieser Verordnung einschließlich durch 
Hinzufügung werden nach dem in Artikel 10 Absatz 3 genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

(2) Artikel 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Worte „des Artikels 10“ durch die Worte „des 
Artikels 10 Absatz 2“ ersetzt. 

                                                 
26 ABl. L 374 vom 31.12.1991, S. 1. Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1893/2006 des 

Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 393 vom 30.12.2006, S. 1). 
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b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„5. Die Durchführungsmodalitäten zu diesem Artikel, einschließlich der 
Maßnahmen zur Anpassung an den technischen Fortschritt, werden 
erforderlichenfalls von der Kommission festgelegt. Diese Maßnahmen 
zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser Verordnung 
einschließlich durch Hinzufügung werden nach dem in Artikel 10 
Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

(3) Artikel 4 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 4 

Periodizität der Erhebung 

Die Erhebung erstreckt sich auf einen jährlichen Kalenderzeitraum im Sinne 
eines Kalenderjahres. 

Für bestimmte Rubriken der PRODCOM-Liste kann die Kommission jedoch 
auch eine monatliche oder vierteljährliche Erhebungsperiodizität beschließen. 
Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser 
Verordnung einschließlich durch Hinzufügung werden nach dem in Artikel 10 
Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

(4) Artikel 5 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Die notwendigen Informationen werden von den Mitgliedstaaten durch 
Erhebungsvordrucke eingeholt, deren Inhalt den von der Kommission 
festgelegten Modalitäten entspricht. Diese Maßnahmen zur Änderung von 
nicht wesentlichen Bestimmungen dieser Verordnung einschließlich durch 
Hinzufügung werden nach dem in Artikel 10 Absatz 3 genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

(5) In Artikel 6 und in Artikel 7 Absatz 2 werden die Worte „des Artikels 10“ durch die 
Worte „des Artikels 10 Absatz 2“ ersetzt.  

(6) Die Artikel 9 und 10 erhalten folgende Fassung: 

„Artikel 9 

Durchführungsmaßnahmen 

Die Maßnahmen, die zur Anpassung der Erhebungs- und Aufbereitungsverfahren an 
den technischen Fortschritt notwendig sind, werden von der Kommission erlassen. 
Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser 
Verordnung einschließlich durch Hinzufügung werden nach dem in Artikel 10 
Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen. Sonstige 
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Durchführungsmaßnahmen zu dieser Verordnung werden von der Kommission nach 
dem in Artikel 10 Absatz 2 genannten Verfahren erlassen. 

Artikel 10 

Ausschuss 

1. Die Kommission wird von dem durch den Beschluss 89/382/EWG, 
Euratom (*) eingesetzten Ausschuss für das Statistische Programm unterstützt. 

2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind die Artikel 4 und 7 des 
Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8 anzuwenden. 

Die in Artikel 4 Absatz 3 des Beschlusses 1999/468/EG vorgesehene Frist wird 
auf drei Monate festgesetzt. 

3. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden. 

____________________________ 

(*) ABl. L 181 vom 28.6.1989, S. 47.“ 

4.2. Richtlinie 96/16/EG des Rates vom 19. März 1996 betreffend die statistischen 
Erhebungen über Milch und Milcherzeugnisse27 

Was die Richtlinie 96/16/EG betrifft, sollte die Kommission insbesondere die Befugnis 
erhalten, die landwirtschaftlichen Betriebe zu definieren, in denen die Mitgliedstaaten die 
erzeugte Milch und deren Verwendung ermitteln, das Verzeichnis der Milcherzeugnisse, auf 
die sich die Erhebungen erstrecken, aufzustellen und die einheitlichen Definitionen für die 
Mitteilung der der Kommission zu übermittelnden Ergebnisse festzulegen. Da es sich hier um 
Maßnahmen allgemeiner Tragweite handelt, die eine Hinzufügung neuer nicht wesentlicher 
Bestimmungen der Richtlinie 96/16/EG bewirken, müssen diese Maßnahmen gemäß dem in 
Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle 
erlassen werden. 

Dementsprechend wird die Richtlinie 96/16/EG wie folgt geändert: 

(1) Artikel 1 Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

„2) ermitteln jährlich die Milch, die in den von der Kommission definierten 
landwirtschaftlichen Betrieben erzeugt wird, sowie deren Verwendung; die 
Maßnahmen zur Definition der landwirtschaftlichen Betriebe, bei denen es sich 
um Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser 
Richtlinie durch Hinzufügung handelt, werden nach dem in Artikel 7 Absatz 3 
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

                                                 
27 ABl. L 78 vom 28.3.1996, S. 27. Zuletzt geändert durch die Richtlinie 2003/107/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates (ABl. L 7 vom 13.1.2004, S. 40). 
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(2) In Artikel 3 erhalten die Absätze 2 und 3 folgende Fassung:  

„2. Das Verzeichnis der Milcherzeugnisse, auf die sich die Erhebungen erstrecken, 
wird von der Kommission aufgestellt. Diese Maßnahmen zur Änderung von 
nicht wesentlichen Bestimmungen dieser Richtlinie durch Hinzufügung werden 
nach dem in Artikel 7 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle 
erlassen. 

3. Die einheitlichen Definitionen für die Mitteilung der Ergebnisse werden von 
der Kommission festgelegt. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht 
wesentlichen Bestimmungen dieser Richtlinie durch Hinzufügung werden nach 
dem in Artikel 7 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle 
erlassen.“ 

(3) In Artikel 4 Absatz 2 und in Artikel 6 Absatz 1 werden die Worte „des Artikels 7“ 
durch die Worte „des Artikels 7 Absatz 2“ ersetzt. 

(4) Artikel 7 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 7 

1. Die Kommission wird von dem durch den Beschluss 72/279/EWG des 
Rates (*) eingesetzten Ständigen Agrarstatistischen Ausschuss unterstützt.  

2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind die Artikel 5 und 7 des 
Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8 anzuwenden. 

Die in Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/468/EG vorgesehene Frist wird 
auf drei Monate festgesetzt. 

3. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden. 

 ____________________ 

(*) ABl. L 179 vom 7.8.1972, S. 1.“ 

4.3. Richtlinie 2001/109/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
19. Dezember 2001 über die von den Mitgliedstaaten durchzuführenden 
statistischen Erhebungen zur Ermittlung des Produktionspotenzials bestimmter 
Baumobstanlagen28 

Was die Richtlinie 2001/109/EG betrifft, sollte die Kommission insbesondere die Befugnis 
erhalten, das Verzeichnis der Baumobstanlagen sowie die Tabelle mit den in den einzelnen 
Mitgliedstaaten zu erhebenden Arten zu ändern, die Durchführungsbestimmungen zu einigen 
Artikeln zu erlassen und die Abgrenzung der für die Mitgliedstaaten vorzusehenden 

                                                 
28 ABl. L 13 vom 16.1.2002, S. 21. Zuletzt geändert durch die Richtlinie 2006/110/EG (ABl. L 363 vom 

20.12.2006, S. 418). 
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Produktionszonen festzulegen. Da es sich hier um Maßnahmen allgemeiner Tragweite 
handelt, die eine Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen der 
Richtlinie 2001/109/EG und eine Hinzufügung neuer nicht wesentlicher Bestimmungen der 
Richtlinie 2001/109/EG bewirken, müssen diese Maßnahmen gemäß dem in Artikel 5a des 
Beschlusses 1999/468/EG genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen werden. 

Dementsprechend wird die Richtlinie 2001/109/EG wie folgt geändert: 

(1) Artikel 1 Absatz 2 Unterabsatz 3 erhält folgende Fassung: 

„Das Verzeichnis der genannten Arten sowie die genannte Tabelle können von der 
Kommission geändert werden. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht 
wesentlichen Bestimmungen dieser Richtlinie werden nach dem in Artikel 8 
Absatz 2 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

(2) Artikel 2 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel werden von der 
Kommission erlassen. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen 
Bestimmungen dieser Richtlinie durch Hinzufügung werden nach dem in 
Artikel 8 Absatz 2 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

(3) Artikel 3 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„4. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel werden von der 
Kommission erlassen. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen 
Bestimmungen dieser Richtlinie durch Hinzufügung werden nach dem in 
Artikel 8 Absatz 2 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

(4) Artikel 4 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Die Ergebnisse gemäß Absatz 1 sind nach Produktionszonen vorzulegen. Die 
Abgrenzung der für die Mitgliedstaaten vorzusehenden Produktionszonen wird 
von der Kommission angenommen. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht 
wesentlichen Bestimmungen dieser Richtlinie durch Hinzufügung werden nach 
dem in Artikel 8 Absatz 2 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle 
erlassen.“ 

(5) Artikel 8 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 8  

1. Die Kommission wird von dem durch den Beschluss 72/279/EWG des 
Rates (*) eingesetzten Ständigen Agrarstatistischen Ausschuss unterstützt.  

2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und 5 Buchstabe a sowie Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter 
Beachtung von dessen Artikel 8 anzuwenden. 

(*) ABl. L 179 vom 7.8.1972, S. 1.“  
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4.4. Verordnung (EG) Nr. 91/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Dezember 2002 über die Statistik des Eisenbahnverkehrs29 

Was die Verordnung (EG) Nr. 91/2003 betrifft, sollte die Kommission insbesondere die 
Befugnis erhalten, die Begriffsbestimmungen anzupassen sowie weitere Bestimmungen zu 
erlassen, den Inhalt der Anhänge anzupassen und die Vorgaben für die Berichte über die 
Qualität und die Vergleichbarkeit der Ergebnisse festzulegen. Da es sich hier um Maßnahmen 
allgemeiner Tragweite handelt, die eine Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen der 
Verordnung (EG) Nr. 91/2003 und eine Hinzufügung neuer nicht wesentlicher Bestimmungen 
der Verordnung (EG) Nr. 91/2003 bewirken, müssen diese Maßnahmen gemäß dem in 
Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle 
erlassen werden. 

Dementsprechend wird die Verordnung (EG) Nr. 91/2003 wie folgt geändert: 

(1) Artikel 3 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Die Kommission kann die in Absatz 1 aufgeführten Begriffsbestimmungen 
anpassen und weitere, zur Harmonisierung der Statistiken erforderliche 
Begriffsbestimmungen festlegen. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht 
wesentlichen Bestimmungen dieser Verordnung werden nach dem in 
Artikel 11 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

(2) Artikel 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„2. In den Anhängen B und D ist das Verfahren der vereinfachten 
Berichterstattung dargestellt, auf das die Mitgliedstaaten als Alternative zu dem 
im Normalfall verwendeten, in den Anhängen A und C dargelegten Verfahren 
der ausführlichen Berichterstattung zurückgreifen können, wenn es sich um 
Unternehmen handelt, bei denen das gesamte Fracht- bzw. Fahrgastaufkommen 
weniger als 500 Mio. Tonnenkilometer bzw. 200 Mio. Personenkilometer 
beträgt. Diese Schwellenwerte können von der Kommission angepasst werden. 
Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser 
Verordnung werden nach dem in Artikel 11 Absatz 3 genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„5. Der Inhalt der Anhänge kann von der Kommission angepasst werden. Diese 
Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser 
Verordnung werden nach dem in Artikel 11 Absatz 3 genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

                                                 
29 ABl. L 14 vom 21.1.2003, S. 1. Geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1192/2003 der Kommission 

(ABl. L 167 vom 4.7.2003, S. 13). 
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(3) Artikel 10 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 10 

Durchführungsmaßnahmen 

1. Die Einzelheiten der Übermittlung von Daten an Eurostat werden nach dem 
Verfahren des Artikels 11 Absatz 2 festgelegt.  

2. Die Kommission legt die folgenden Durchführungsmaßnahmen fest:  

a) Anpassung der Schwellenwerte für das Verfahren der vereinfachten 
Berichterstattung (Artikel 4), 

b) Anpassung der Begriffsbestimmungen und Festlegung weiterer 
Begriffsbestimmungen (Artikel 3 Absatz 2), 

c) Anpassung des Inhalts der Anhänge (Artikel 4), 

d) Festlegung der Vorgaben für die Berichte über die Qualität und die 
Vergleichbarkeit der Ergebnisse (Artikel 8 und 9).  

Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser 
Verordnung einschließlich durch Hinzufügung werden nach dem in Artikel 11 
Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

(4) Artikel 11 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 11 

Ausschuss 

1. Die Kommission wird von dem durch den Beschluss 89/382/EWG, Euratom 
des Rates (*) eingesetzten Ausschuss für das Statistische Programm unterstützt. 

2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind die Artikel 5 und 7 des 
Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8 anzuwenden. 

Die in Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/468/EG vorgesehene Frist wird 
auf drei Monate festgesetzt.  

3. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und 5 Buchstabe a sowie Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter 
Beachtung von dessen Artikel 8 anzuwenden. 

_____________________ 

(*) ABl. L 181 vom 28.6.1989, S. 47.” 
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(5) In Anhang H Nummer 5 werden die Worte „des Artikels 11 Absatz 2“ durch die 
Worte „des Artikels 11 Absatz 3“ und in Anhang J die Worte „in Artikel 11 
Absatz 2“ durch die Worte „in Artikel 11 Absatz 3“ ersetzt. 

4.5. Verordnung (EG) Nr. 437/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 27. Februar 2003 über die statistische Erfassung der Beförderung von 
Fluggästen, Fracht und Post im Luftverkehr30 

Was die Verordnung (EG) Nr. 437/2003 betrifft, sollte die Kommission insbesondere die 
Befugnis erhalten, die Definitionen der Verordnung zu ändern sowie weitere Bestimmungen 
zu erlassen und den Inhalt der Anhänge anzupassen. Da es sich hier um Maßnahmen 
allgemeiner Tragweite handelt, die eine Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen der 
Verordnung (EG) Nr. 437/2003 bewirken, müssen diese Maßnahmen gemäß dem in 
Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle 
erlassen werden. 

Dementsprechend wird die Verordnung (EG) Nr. 437/2003 wie folgt geändert: 

(1) Artikel 3 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Jeder Mitgliedstaat erhebt alle in Anhang I aufgeführten Daten für alle in 
seinem Gebiet befindlichen Gemeinschaftsflughäfen mit einem 
Verkehrsaufkommen von jährlich mehr als 150 000 Fluggasteinheiten. 

Die Liste der Gemeinschaftsflughäfen im Sinne von Unterabsatz 1 wird von 
der Kommission erstellt und bei Bedarf aktualisiert. Diese Maßnahmen zur 
Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser Verordnung werden 
nach dem in Artikel 11 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle 
erlassen.“ 

(2) Artikel 5 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 5 

Genauigkeit der Statistiken 

Die Datenerhebung beruht auf Vollerhebungen, sofern nicht andere 
Genauigkeitsanforderungen von der Kommission festgelegt werden. Diese 
Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser 
Verordnung durch Hinzufügung werden nach dem in Artikel 11 Absatz 3 genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

                                                 
30 ABl. L 66 vom 11.3.2003, S. 1. Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1791/2006 des Rates 

(ABl. L 363 vom 20.12.2006, S. 1).  
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(3) Artikel 7 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Die Ergebnisse werden entsprechend den in Anhang I aufgeführten 
Datensätzen übermittelt. Die Datensätze werden von der Kommission 
festgelegt. Diese Maßnahme zur Änderung von nicht wesentlichen 
Bestimmungen dieser Verordnung wird nach dem in Artikel 11 Absatz 3 
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.  

Das für die Übermittlung zu verwendende Übertragungsmedium wird von der 
Kommission nach dem in Artikel 11 Absatz 2 genannten Verfahren festgelegt.“ 

(4) Artikel 10 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 10 

Durchführungsmodalitäten 

1. Die folgenden Durchführungsmaßnahmen werden nach dem in Artikel 11 
Absatz 2 genannten Verfahren festgelegt: 

— der Aufbau der Datensätze und das Übertragungsmedium für die Übermittlung 
der Ergebnisse an die Kommission (Artikel 7), 

— die Verbreitung der Erhebungsergebnisse (Artikel 8). 

2. Die Kommission legt die folgenden Durchführungsmaßnahmen fest: 

— die Anpassung der Spezifikationen in den Anhängen dieser Verordnung, 

— die Anpassung der Datenerhebungsmerkmale (Artikel 3), 

— das Verzeichnis der Gemeinschaftsflughäfen gemäß Artikel 3 Absatz 2, 

— die Genauigkeit der Statistiken (Artikel 5), 

— den Aufbau der Datensätze (Artikel 7). 

Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser 
Verordnung einschließlich durch Hinzufügung werden nach dem in Artikel 11 
Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“  

(5) Artikel 11 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 11 

Ausschuss 

1. Die Kommission wird von dem durch den Beschluss 89/382/EWG, Euratom 
des Rates (*) eingesetzten Ausschuss für das Statistische Programm unterstützt. 
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2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind die Artikel 5 und 7 des 
Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8 anzuwenden. 

Die in Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/468/EG vorgesehene Frist wird 
auf drei Monate festgesetzt. 

3. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und 5 Buchstabe a sowie Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter 
Beachtung von dessen Artikel 8 anzuwenden. 

___________________________ 

(*) ABl. L 181 vom 28.6.1989, S. 47.“ 

4.6. Verordnung (EG) Nr. 48/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
5. Dezember 2003 über die Erstellung der jährlichen Statistiken der 
Gemeinschaft über die Stahlindustrie für die Berichtsjahre 2003-200931 

Was die Verordnung (EG) Nr. 48/2004 betrifft, sollte die Kommission insbesondere die 
Befugnis erhalten, die Liste der von dieser Verordnung betroffenen Merkmale zu erstellen 
und zu aktualisieren. Da es sich hier um Maßnahmen allgemeiner Tragweite handelt, die eine 
Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 48/2004 
einschließlich durch Hinzufügung neuer nicht wesentlicher Bestimmungen bewirken, müssen 
diese Maßnahmen gemäß dem in Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen werden.  

Dementsprechend wird die Verordnung (EG) Nr. 48/2004 wie folgt geändert: 

(1) Artikel 7 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 7 

Durchführungsmaßnahmen 

1. Die Durchführungsmaßnahmen zu dieser Verordnung betreffend die 
Übermittlungsformate und den ersten Übermittlungszeitraum werden nach dem 
in Artikel 8 Absatz 2 genannten Verfahren erlassen. 

2. Die Durchführungsmaßnahmen zu dieser Verordnung betreffend 
Veränderungen der Merkmalliste, sofern den Mitgliedstaaten dadurch keine 
erhebliche zusätzliche Belastung auferlegt wird, bei denen es sich um 
Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser 
Verordnung einschließlich durch Hinzufügung handelt, werden nach dem in 
Artikel 8 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

                                                 
31 ABl. L 7 vom 13.1.2004, S. 1 – 6. 
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(2) Artikel 8 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden.“ 

5. BINNENMARKT 

5.1. Richtlinie 2004/25/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
21. April 2004 betreffend Übernahmeangebote32 

Was die Richtlinie 2004/25/EG betrifft, sollte die Kommission die Befugnis erhalten, 
Durchführungsbestimmungen zur Anwendung von Artikel 6 Absatz 3 über den Inhalt der 
Angebotsunterlage zu erlassen. Da es sich hier um Maßnahmen allgemeiner Tragweite 
handelt, die eine Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen der Richtlinie 2004/25/EG 
einschließlich durch Hinzufügung neuer nicht wesentlicher Bestimmungen bewirken, müssen 
diese Maßnahmen gemäß dem in Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen werden.  

Die Richtlinie 2004/25/EG sah eine zeitliche Befristung der der Kommission übertragenen 
Durchführungsbefugnisse vor. In ihrer gemeinsamen Erklärung zum Beschluss 2006/512/EG 
zur Änderung des Beschlusses 1999/468/EG stellten das Europäische Parlament, der Rat und 
die Kommission fest, dass der Beschluss 2006/512/EG eine zufrieden stellende horizontale 
Lösung für den Wunsch des Europäischen Parlaments darstellt, die Durchführung der im 
Mitentscheidungsverfahren angenommenen Rechtsakte zu kontrollieren, und dass der 
Kommission die Durchführungsbefugnisse ohne zeitliche Befristung übertragen werden 
sollten. Da das Regelungsverfahren mit Kontrolle nunmehr eingeführt ist, sollte die 
Bestimmung der Richtlinie 2004/25/EG, die eine zeitliche Befristung vorsieht, gestrichen 
werden. 

Dementsprechend wird die Richtlinie 2004/25/EG wie folgt geändert: 

(1) Artikel 6 Absatz 4 erhält folgende Fassung:  

„4. Die Kommission erlässt die Durchführungsbestimmungen zur Anwendung von 
Absatz 3. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen 
Bestimmungen dieser Richtlinie durch Hinzufügung werden nach dem in 
Artikel 18 Absatz 2 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“  

(2) Artikel 18 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung:  

„2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 
bis 4 und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von 
dessen Artikel 8 anzuwenden.“ 

b) Absatz 3 wird gestrichen. 

                                                 
32 ABl. L 142 vom 30.4.2004, S. 12 – 23. 
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6. GESUNDHEIT UND VERBRAUCHERSCHUTZ 

6.1. Richtlinie 79/373/EWG des Rates vom 2. April 1979 über den Verkehr mit 
Mischfuttermitteln33 

Was die Richtlinie 79/373/EWG betrifft, sollte die Kommission insbesondere die Befugnis 
erhalten, Abweichungen von den Vorschriften für die Verpackung von Mischfuttermitteln 
festzulegen und den Anhang zu ändern. Da es sich hier um Maßnahmen allgemeiner 
Tragweite handelt, die eine Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen der 
Richtlinie 79/373/EWG und eine Hinzufügung neuer nicht wesentlicher Bestimmungen der 
Richtlinie 79/373/EWG bewirken, müssen diese Maßnahmen gemäß dem in Artikel 5a des 
Beschlusses 1999/468/EG genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen werden.  

Dementsprechend wird die Richtlinie 79/373/EWG wie folgt geändert: 

(1) Artikel 4 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Die Kommission legt die Abweichungen von dem Grundsatz des Absatzes 1 
fest, die auf Gemeinschaftsebene zu gestatten sind. Diese Maßnahmen zur 
Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieses Rechtsaktes 
einschließlich durch Hinzufügung werden nach dem in Artikel 13 Absatz 3 
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen, sofern die 
Identifizierung und die Qualität der Mischfuttermittel gewährleistet bleiben.“ 

(2) Artikel 10 erhält folgende Fassung:  

„Artikel 10 

Unter Berücksichtigung der Entwicklung der wissenschaftlichen und technischen 
Erkenntnisse 

a) werden nach dem Verfahren des Artikels 13 Absatz 2 bis zum 22. Januar 1991 
Kategorien zur Zusammenfassung mehrerer Futtermittel-Ausgangserzeugnisse 
gebildet; 

b) können nach dem Verfahren des Artikels 13 Absatz 2 die 
Berechnungsverfahren für den Energiewert der Mischfuttermittel festgelegt 
werden; 

c) werden von der Kommission die erforderlichen Änderungen des Anhangs 
vorgenommen; diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen 
Bestimmungen dieser Richtlinie werden nach dem in Artikel 13 Absatz 3 
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“  

                                                 
33 ABl. L 86 vom 6.4.1979, S. 30 – 37. 
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(3) Artikel 13 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden.“ 

6.2. Richtlinie 82/471/EWG des Rates vom 30. Juni 1982 über bestimmte 
Erzeugnisse für die Tierernährung34 

Was die Richtlinie 82/471/EWG betrifft, sollte die Kommission insbesondere die Befugnis 
erhalten, Änderungen zu beschließen und die Kriterien festzulegen, die für die nähere 
Beschreibung der in dieser Richtlinie aufgeführten Erzeugnisse erforderlich sind. Da es sich 
hier um Maßnahmen allgemeiner Tragweite handelt, die eine Änderung von nicht 
wesentlichen Bestimmungen der Richtlinie 82/471/EWG und eine Hinzufügung neuer nicht 
wesentlicher Bestimmungen der Richtlinie 82/471/EWG bewirken, müssen diese Maßnahmen 
gemäß dem in Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG genannten Regelungsverfahren mit 
Kontrolle erlassen werden. Aus Gründen der Dringlichkeit ist für den Erlass von Änderungen 
der Richtlinie das in Artikel 5a Absatz 6 des Beschlusses 1999/468/EG genannte 
Dringlichkeitsverfahren anzuwenden. 

Dementsprechend wird die Richtlinie 82/471/EWG wie folgt geändert: 

(1) Artikel 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Die aufgrund der wissenschaftlichen und technischen Entwicklung notwendig 
werdenden Änderungen des Anhangs werden von der Kommission 
vorgenommen. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen 
Bestimmungen dieser Richtlinie werden nach dem in Artikel 13 Absatz 3 
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen. Zu diesem Zweck hört 
die Kommission in Bezug auf die im Anhang unter den Nummern 1.1 und 1.2 
genannten Erzeugnisse den Wissenschaftlichen Futtermittelausschuss und den 
Wissenschaftlichen Lebensmittelausschuss an. 

Bei den in Artikel 4 Absatz 1 genannten Erzeugnissen, die mittels Hefen der 
Gattung „Candida“ auf n-Alkanen gezüchtet werden, fasst die Kommission 
jedoch einen Beschluss innerhalb von zwei Jahren ab Bekanntgabe dieser 
Richtlinie nach Anhörung des Wissenschaftlichen Futtermittelausschusses und 
des Wissenschaftlichen Lebensmittelausschusses.“ 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Unter Berücksichtigung der wissenschaftlichen und technischen 
Erkenntnisse kann die Kommission die Kriterien festlegen, aufgrund 
deren die in dieser Richtlinie aufgeführten Erzeugnisse sich näher 
beschreiben lassen, insbesondere bezüglich Zusammensetzung und 
Reinheit sowie der physikalisch-chemischen und biologischen 
Eigenschaften. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen 

                                                 
34 ABl. L 213 vom 21.7.1982, S. 8 – 14. 
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Bestimmungen dieser Richtlinie durch Hinzufügung werden nach dem in 
Artikel 13 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle 
erlassen.“ 

(2) In Artikel 7 Absatz 2 Unterabsatz 2 werden die Worte „des Artikels 13“ durch die 
Worte „des Artikels 13 Absatz 2“ ersetzt.  

(3) Artikel 8 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Ist die Kommission der Ansicht, dass diese Richtlinie geändert werden muss, 
um den in Absatz 1 genannten Schwierigkeiten zu begegnen und um den 
Schutz der menschlichen oder tierischen Gesundheit sicherzustellen, so erlässt 
sie entsprechende Maßnahmen. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht 
wesentlichen Bestimmungen dieser Richtlinie werden nach dem in Artikel 13 
Absatz 4 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen. In diesem Fall 
kann der Mitgliedstaat, der Schutzmaßnahmen getroffen hat, diese bis zum 
Inkrafttreten dieser Änderungen beibehalten.“ 

(4) Artikel 13 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 
bis 4 und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von 
dessen Artikel 8 anzuwenden.“ 

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„4. „Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1, 
2, 4 und 6 sowie Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter 
Beachtung von dessen Artikel 8 anzuwenden.“ 

(5) Artikel 14 wird gestrichen. 

6.3. Richtlinie 96/25/EG des Rates vom 29. April 1996 über den Verkehr mit 
Futtermittel-Ausgangserzeugnissen, zur Änderung der Richtlinien 
70/524/EWG, 74/63/EWG, 82/471/EWG und 93/74/EWG sowie zur Aufhebung 
der Richtlinie 77/101/EWG35 

Was die Richtlinie 96/25/EG betrifft, sollte die Kommission insbesondere die Befugnis 
erhalten, das Verzeichnis der Stoffe, deren Verkehr oder Verwendung für Zwecke der 
Tierernährung eingeschränkt oder verboten ist, zu erstellen und zu ändern sowie den Anhang 
aufgrund neuerer wissenschaftlich-technischer Erkenntnisse zu ändern. Da es sich hier um 
Maßnahmen allgemeiner Tragweite handelt, die eine Änderung von nicht wesentlichen 
Bestimmungen der Richtlinie 96/25/EG und eine Hinzufügung neuer nicht wesentlicher 
Bestimmungen der Richtlinie 96/25/EG bewirken, müssen diese Maßnahmen gemäß dem in 
Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle 
erlassen werden.  

                                                 
35 ABl. L 125 vom 23.5.1996, S. 35 – 58. 
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Wenn in Fällen äußerster Dringlichkeit die normalerweise anwendbaren Fristen für das 
Regelungsverfahren mit Kontrolle nicht eingehalten werden können, sollte die Kommission 
für die Änderung des Verzeichnisses der Stoffe, deren Verkehr oder Verwendung für Zwecke 
der Tierernährung eingeschränkt oder verboten ist, das in Artikel 5a Absatz 6 des Beschlusses 
1999/468/EG genannte Dringlichkeitsverfahren anwenden können. 

Aus Gründen der Effizienz müssen für den Erlass der am Anhang aufgrund neuerer 
wissenschaftlich-technischer Erkenntnisse vorzunehmenden Änderungen die normalerweise 
auf das Regelungsverfahren mit Kontrolle anwendbaren Fristen verkürzt werden. 

Dementsprechend wird die Richtlinie 96/25/EG wie folgt geändert: 

(1) Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe g zweiter Gedankenstrich erhält folgende Fassung:  

„- gemäß Gemeinschaftsbestimmungen, die in einem von der Kommission 
festzulegenden Verzeichnis aufgeführt sind; diese Maßnahme zur Änderung 
von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser Richtlinie durch Hinzufügung 
wird nach dem in Artikel 13 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit 
Kontrolle erlassen.“ 

(2) Artikel 11 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 11 

1. Ein numerisches Kodierungssystem für die im Verzeichnis aufgeführten 
Futtermittel-Ausgangserzeugnisse, das auf Verzeichnissen über die Herkunft, 
den verwendeten Teil des Erzeugnisses/Nebenerzeugnisses, die Verarbeitung 
und die Reife/Qualität der Futtermittel-Ausgangserzeugnisse beruht und eine 
Identifizierung der Futtermittel-Ausgangserzeugnisse auf internationaler 
Ebene – insbesondere mit Hilfe einer Bezeichnung und einer Beschreibung – 
ermöglicht, kann nach dem Verfahren des Artikels 13 Absatz 2 eingeführt 
werden. 

2. Das Verzeichnis der Stoffe, deren Verkehr oder Verwendung für Zwecke der 
Tierernährung eingeschränkt oder verboten ist, um die Übereinstimmung dieser 
Stoffe mit Artikel 3 zu gewährleisten, wird von der Kommission erstellt. Diese 
Maßnahme zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser 
Richtlinie durch Hinzufügung wird nach dem in Artikel 13 Absatz 3 genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen. 

3. Das in Absatz 2 genannte Verzeichnis wird von der Kommission aufgrund 
neuerer wissenschaftlich-technischer Erkenntnisse geändert. Diese Maßnahmen 
zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser Richtlinie durch 
Hinzufügung werden nach dem in Artikel 13 Absatz 3 genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen. In Fällen äußerster Dringlichkeit 
kann die Kommission für den Erlass dieser Maßnahmen das in Artikel 13 
Absatz 5 genannte Dringlichkeitsverfahren anwenden. 

4. Die aufgrund neuerer wissenschaftlich-technischer Erkenntnisse notwendig 
werdenden Änderungen des Anhangs werden von der Kommission 
vorgenommen. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen 
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Bestimmungen dieser Richtlinie werden nach dem in Artikel 13 Absatz 4 
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

(3) Artikel 13 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 
bis 4 und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von 
dessen Artikel 8 anzuwenden.“ 

b) Folgende Absätze 4 und 5 werden angefügt: 

„4. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 
bis 4 und 5 Buchstabe b sowie Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG 
unter Beachtung von dessen Artikel 8 anzuwenden. 

 Die in Artikel 5a Absatz 3 Buchstabe c und Absatz 4 Buchstaben b und e 
des Beschlusses 1999/468/EG vorgesehenen Fristen werden auf zwei 
Monate, einen Monat bzw. zwei Monate festgesetzt. 

5. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1, 
2, 4 und 6 sowie Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter 
Beachtung von dessen Artikel 8 anzuwenden.“ 

6.4. Richtlinie 2002/32/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
7. Mai 2002 über unerwünschte Stoffe in der Tierernährung36 

Was die Richtlinie 2002/32/EG betrifft, sollte die Kommission insbesondere die Befugnis 
erhalten, die Anhänge I und II zu ändern und sie unter Berücksichtigung der Entwicklung der 
wissenschaftlichen und technischen Kenntnisse anzupassen sowie zusätzliche Kriterien für die 
Entgiftungsverfahren festzulegen. Da es sich hier um Maßnahmen allgemeiner Tragweite 
handelt, die eine Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen der Richtlinie 2002/32/EG 
und eine Hinzufügung neuer nicht wesentlicher Bestimmungen der Richtlinie 2002/32/EG 
bewirken, müssen diese Maßnahmen gemäß dem in Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG 
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen werden.  

Wenn in Fällen äußerster Dringlichkeit die normalerweise anwendbaren Fristen für das 
Regelungsverfahren mit Kontrolle nicht eingehalten werden können, sollte die Kommission 
für die Anpassung der Anhänge I und II unter Berücksichtigung der Entwicklung der 
wissenschaftlichen und technischen Kenntnisse das in Artikel 5a Absatz 6 des Beschlusses 
1999/468/EG genannte Dringlichkeitsverfahren anwenden können.  

Dementsprechend wird die Richtlinie 2002/32/EG wie folgt geändert: 

(1) Artikel 7 Absatz 2 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

„Es wird sofort entschieden, ob die Anhänge I und II zu ändern sind. Diese 
Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser Richtlinie 
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werden nach dem in Artikel 11 Absatz 4 genannten Regelungsverfahren mit 
Kontrolle erlassen.“ 

(2) In Artikel 8 erhalten die Absätze 1 und 2 folgende Fassung:  

„1. Unter Berücksichtigung der Entwicklung der wissenschaftlichen und 
technischen Kenntnisse ändert die Kommission die Anhänge I und II. Diese 
Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser 
Richtlinie werden nach dem in Artikel 11 Absatz 3 genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen. In Fällen äußerster Dringlichkeit 
kann die Kommission für den Erlass dieser Änderungen das in Artikel 11 
Absatz 4 genannte Dringlichkeitsverfahren anwenden. 

2. Außerdem 

- erstellt die Kommission nach dem in Artikel 11 Absatz 2 genannten 
Verfahren regelmäßig konsolidierte Fassungen der Anhänge I und II, in die die 
nach Absatz 1 vorgenommenen Änderungen aufgenommen werden; 

- kann die Kommission zusätzlich zu den Kriterien für die Zulässigkeit von zur 
Tierernährung bestimmten Erzeugnissen, die Entgiftungsverfahren unterworfen 
wurden, Kriterien für die Zulässigkeit von solchen Entgiftungsverfahren 
bestimmen; diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen 
Bestimmungen dieser Richtlinie durch Hinzufügung werden nach dem in 
Artikel 11 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

(3) Artikel 11 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 11 

1. Die Kommission wird von dem durch Artikel 1 des Beschlusses 
70/372/EWG (*) eingesetzten Ständigen Futtermittelausschuss unterstützt. 

2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind die Artikel 5 und 7 des 
Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8 anzuwenden.  

Die in Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/468/EG vorgesehene Frist wird 
auf drei Monate festgesetzt. 

3. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden. 

4. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1, 2, 4 
und 6 sowie Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von 
dessen Artikel 8 anzuwenden. 

_________________________________ 

(*) ABl. L 170 vom 3.8.1970, S. 1.“ 
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(4) Artikel 12 wird gestrichen. 

6.5. Verordnung (EG) Nr. 998/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 26. Mai 2003 über die Veterinärbedingungen für die Verbringung von 
Heimtieren zu anderen als Handelszwecken und zur Änderung der Richtlinie 
92/65/EWG des Rates37 

Was die Verordnung (EG) Nr. 998/2003 betrifft, sollte die Kommission insbesondere die 
Befugnis erhalten, die Liste der in Anhang I Teil C genannten Tierarten und die Listen der in 
Anhang II Teile B und C genannten Staaten und Gebiete zu ändern. Da es sich hier um 
Maßnahmen allgemeiner Tragweite handelt, die eine Änderung von nicht wesentlichen 
Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 998/2003 bewirken, müssen diese Maßnahmen 
gemäß dem in Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG genannten Regelungsverfahren mit 
Kontrolle erlassen werden. 

Aus Gründen der Effizienz müssen für die Annahme der Liste bestimmter Drittländer die 
normalerweise auf das Regelungsverfahren mit Kontrolle anwendbaren Fristen verkürzt 
werden. 

Dementsprechend wird die Verordnung (EG) Nr. 998/2003 wie folgt geändert: 

(1) Artikel 10 wird wie folgt geändert: 

a) Der einleitende Satz erhält folgende Fassung: 

„Die in Anhang II Teil C vorgesehene Liste der Drittländer wird [vor dem in 
Artikel 25 Absatz 2 genannten Zeitpunkt] von der Kommission erstellt. Um in 
diese Liste aufgenommen zu werden, hat ein Drittland zuvor einen Nachweis 
über seinen Tollwutstatus vorzulegen und nachzuweisen, dass“ 

b) Folgender Unterabsatz 2 wird angefügt: 

„Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen 
dieser Verordnung werden nach dem in Artikel 24 Absatz 5 genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

(2) Artikel 19 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 19 

Anhang I Teil C und Anhang II Teile B und C können von der Kommission geändert 
werden, um der Entwicklung der Lage im Gemeinschaftsgebiet oder in Drittländern 
hinsichtlich der Krankheiten der unter diese Verordnung fallenden Tierarten, 
insbesondere der Tollwut, Rechnung zu tragen und für die Zwecke der vorliegenden 
Verordnung gegebenenfalls eine Höchstzahl von Tieren festzulegen, die verbracht 
werden können. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen 
Bestimmungen dieser Verordnung werden nach dem in Artikel 24 Absatz 4 
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 
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(3) Artikel 21 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 21 

Etwaige Übergangsdurchführungsbestimmungen für den Übergang von der 
derzeitigen Regelung auf die mit dieser Verordnung eingeführte Regelung können 
von der Kommission erlassen werden. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht 
wesentlichen Bestimmungen dieser Verordnung werden nach dem in Artikel 24 
Absatz 4 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

(4) Artikel 24 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„4. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden.“ 

b) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„5. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und 5 Buchstabe b sowie Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter 
Beachtung von dessen Artikel 8 anzuwenden.  

Die in Artikel 5a Absatz 3 Buchstabe c und Absatz 4 Buchstaben b und e des 
Beschlusses 1999/468/EG vorgesehenen Fristen werden auf zwei Monate, 
einen Monat bzw. zwei Monate festgesetzt.“ 

6.6. Richtlinie 2003/99/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
17. November 2003 zur Überwachung von Zoonosen und Zoonoseerregern und 
zur Änderung der Entscheidung 90/424/EWG des Rates sowie zur Aufhebung 
der Richtlinie 92/117/EWG des Rates38 

Was die Richtlinie 2003/99/EG betrifft, sollte die Kommission insbesondere die Befugnis 
erhalten, koordinierte Überwachungsprogramme für Zoonosen und Zoonoseerreger 
aufzustellen. Da es sich hier um Maßnahmen allgemeiner Tragweite handelt, die eine 
Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen der Richtlinie 2003/99/EG und eine 
Hinzufügung neuer nicht wesentlicher Bestimmungen der Richtlinie 2003/99/EG bewirken, 
müssen diese Maßnahmen gemäß dem in Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen werden. 

Aus Gründen der Dringlichkeit ist für die Änderung des Anhangs I der Richtlinie 2003/99/EG 
zur Aufnahme von Zoonosen und Zoonoseerregern in die darin enthaltenen Listen oder zur 
Streichung von Zoonosen und Zoonoseerregern von diesen Listen das in Artikel 5a Absatz 6 
des Beschlusses 1999/468/EG genannte Dringlichkeitsverfahren anzuwenden. 

Dementsprechend wird die Richtlinie 2003/99/EG wie folgt geändert: 
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(1) Artikel 4 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

a) Der einleitende Satz erhält folgende Fassung: 

„Anhang I kann von der Kommission geändert werden, um Zoonosen und 
Zoonoseerreger den darin enthaltenen Listen insbesondere unter Berücksichtigung 
der nachfolgenden Kriterien hinzuzufügen oder von diesen Listen zu streichen:“ 

b) Folgender Unterabsatz 2 wird angefügt: 

„Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser 
Richtlinie werden nach dem in Artikel 12 Absatz 4 genannten Regelungsverfahren 
mit Kontrolle erlassen.“ 

(2) Artikel 5 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Sind die bei der Routineüberwachung nach Artikel 4 erfassten Daten nicht 
ausreichend, so können von der Kommission für eine oder mehrere Zoonosen 
und/oder einen oder mehrere Zoonoseerreger koordinierte Überwachungs-
programme zur Risikobewertung oder zur Ermittlung von Bezugswerten für 
Zoonosen oder Zoonoseerreger auf nationaler oder gemeinschaftlicher Ebene 
aufgestellt werden, insbesondere wenn besondere Erfordernisse festgestellt 
werden. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen 
Bestimmungen dieser Richtlinie werden nach dem in Artikel 12 Absatz 3 
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

(3) Artikel 11 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 11 

Änderungen der Anhänge und Übergangs- oder Durchführungsmaßnahmen 

Die Anhänge II, III und IV können von der Kommission geändert werden. Diese 
Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser Richtlinie 
werden nach dem in Artikel 12 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit 
Kontrolle erlassen. 

Nach dem in Artikel 12 Absatz 2 genannten Verfahren können gegebenenfalls 
geeignete Übergangs- oder Durchführungsmaßnahmen erlassen werden.“ 

(4) Artikel 12 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden.“ 

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 



 

DE 56   DE 

„4. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1, 2, 4 
und 6 sowie Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von 
dessen Artikel 8 anzuwenden.“ 

6.7. Verordnung (EG) Nr. 852/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 29. April 2004 über Lebensmittelhygiene39 

Was die Verordnung (EG) Nr. 852/2004 betrifft, sollte die Kommission insbesondere die 
Befugnis erhalten, Bestimmungen über spezifische Hygienemaßnahmen und die Zulassung 
von Unternehmen zu erlassen sowie unter bestimmten Bedingungen Ausnahmen von den 
Anhängen I und II zu gewähren. Da es sich hier um Maßnahmen allgemeiner Tragweite 
handelt, die eine Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen der Verordnung (EG) 
Nr. 852/2004 und eine Hinzufügung neuer nicht wesentlicher Bestimmungen der Verordnung 
(EG) Nr. 852/2004 bewirken, müssen diese Maßnahmen gemäß dem in Artikel 5a des 
Beschlusses 1999/468/EG genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen werden. 

Dementsprechend wird die Verordnung (EG) Nr. 852/2004 wie folgt geändert: 

(1) Artikel 4 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„4. Die in Absatz 3 genannten Kriterien, Erfordernisse und Ziele sowie die 
entsprechenden Methoden für die Probenahme und die Analyse werden von der 
Kommission festgelegt. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht 
wesentlichen Bestimmungen dieser Verordnung durch Hinzufügung werden 
nach dem in Artikel 14 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle 
erlassen.“ 

(2) Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe c erhält folgende Fassung: 

„c) aufgrund eines von der Kommission gefassten Beschlusses; diese Maßnahme 
zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser Verordnung wird 
nach dem in Artikel 14 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle 
erlassen.“ 

(3) Artikel 13 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

i) Der einleitende Teil erhält folgende Fassung: 

„Die Anhänge I und II können von der Kommission angepasst oder aktualisiert 
werden, wobei Folgendem Rechnung zu tragen ist:“ 

ii) Folgender Unterabsatz 2 wird angefügt: 

„Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen 
dieser Verordnung einschließlich durch Hinzufügung werden nach dem in 
Artikel 14 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 
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b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Unter Berücksichtigung der relevanten Risikofaktoren kann die 
Kommission Ausnahmen von den Anhängen I und II gewähren, um 
insbesondere die Anwendung von Artikel 5 für Kleinbetriebe zu 
erleichtern, sofern die Erreichung der Ziele dieser Verordnung durch 
diese Ausnahmen nicht in Frage gestellt wird. Diese Maßnahmen zur 
Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser Verordnung 
durch Hinzufügung werden nach dem in Artikel 14 Absatz 3 genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“  

(4) Artikel 14 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden.“ 

6.8. Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 29. April 2004 mit spezifischen Hygienevorschriften für Lebensmittel 
tierischen Ursprungs40 

Was die Verordnung (EG) Nr. 853/2004 betrifft, sollte die Kommission insbesondere die 
Befugnis erhalten, Bestimmungen über die allgemeinen Verpflichtungen des 
Lebensmittelunternehmers und besondere Garantien für das Inverkehrbringen von 
Lebensmitteln in Schweden oder Finnland zu erlassen sowie unter bestimmten Bedingungen 
Ausnahmen von den Anhängen zu gewähren. Da es sich hier um Maßnahmen allgemeiner 
Tragweite handelt, die eine Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen der Verordnung 
(EG) Nr. 853/2004 und eine Hinzufügung neuer nicht wesentlicher Bestimmungen der 
Verordnung (EG) Nr. 853/2004 bewirken, müssen diese Maßnahmen gemäß dem in 
Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle 
erlassen werden. 

Dementsprechend wird die Verordnung (EG) Nr. 853/2004 wie folgt geändert: 

(1) Artikel 3 Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Lebensmittelunternehmer dürfen zum Zweck der Entfernung von 
Oberflächenverunreinigungen von Erzeugnissen tierischen Ursprungs keinen anderen 
Stoff als Trinkwasser — oder sauberes Wasser, wenn dessen Verwendung nach der 
Verordnung (EG) Nr. 852/2004 oder der vorliegenden Verordnung erlaubt ist — 
verwenden, es sei denn, die Verwendung des Stoffes ist von der Kommission 
genehmigt worden. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen 
Bestimmungen dieser Verordnung durch Hinzufügung werden nach dem in 
Artikel 12 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 
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(2) Artikel 8 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„3.  

a) Die Anforderungen der Absätze 1 und 2 können von der Kommission 
aktualisiert werden, um insbesondere den Änderungen der Kontrollprogramme 
der Mitgliedstaaten oder der Annahme mikrobiologischer Kriterien gemäß der 
Verordnung (EG) Nr. 852/2004 Rechnung zu tragen. Diese Maßnahmen zur 
Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser Verordnung 
einschließlich durch Hinzufügung werden nach dem in Artikel 12 Absatz 3 
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen. 

b) Nach dem in Artikel 12 Absatz 2 genannten Verfahren können die Vorschriften 
des Absatzes 2 für alle in Absatz 1 genannten Lebensmittel ganz oder teilweise 
auf alle Mitgliedstaaten oder alle Regionen eines Mitgliedstaats ausgedehnt 
werden, die über ein Kontrollprogramm verfügen, das als dem für Schweden 
und Finnland hinsichtlich der betreffenden Lebensmittel tierischen Ursprungs 
genehmigten Programm gleichwertig anerkannt worden ist.“ 

(3) Artikel 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

i) Der einleitende Teil erhält folgende Fassung: 

„Die Anhänge II und III können von der Kommission angepasst oder 
aktualisiert werden, wobei Folgendem Rechnung zu tragen ist:“ 

ii) Folgender Unterabsatz 2 wird angefügt: 

„Die Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser 
Verordnung einschließlich durch Hinzufügung werden nach dem in Artikel 12 
Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Die Kommission kann Ausnahmen von den Anhängen II und III gewähren, 
sofern die Erreichung der Ziele dieser Verordnung dadurch nicht in Frage 
gestellt wird. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen 
Bestimmungen dieser Verordnung werden nach dem in Artikel 12 Absatz 3 
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

(4) In Artikel 11 erhält der einleitende Teil folgende Fassung: 

„Unbeschadet der Allgemeingültigkeit von Artikel 9 und Artikel 10 Absatz 1 können 
nach dem in Artikel 12 Absatz 2 genannten Verfahren Durchführungsmaßnahmen 
oder nach dem in Artikel 12 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle 
Änderungen der Anhänge II oder III, bei denen es sich um Maßnahmen zur 
Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser Verordnung handelt, 
erlassen werden, um“ 

(5) Artikel 12 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 
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„3. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden.“ 

6.9. Verordnung (EG) Nr. 854/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 29. April 2004 mit besonderen Verfahrensvorschriften für die amtliche 
Überwachung von zum menschlichen Verzehr bestimmten Erzeugnissen 
tierischen Ursprungs41 

Was die Verordnung (EG) Nr. 854/2004 betrifft, sollte die Kommission insbesondere die 
Befugnis erhalten, die Anhänge dieses Rechtsaktes zu ändern oder anzupassen. Da es sich hier 
um Maßnahmen allgemeiner Tragweite handelt, die eine Änderung von nicht wesentlichen 
Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 854/2004 bewirken, müssen diese Maßnahmen 
gemäß dem in Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG genannten Regelungsverfahren mit 
Kontrolle erlassen werden. 

Dementsprechend wird die Verordnung (EG) Nr. 854/2004 wie folgt geändert: 

(1) In Artikel 17 erhalten die Absätze 1 und 2 folgende Fassung: 

„1. Die Anhänge I, II, III, IV, V und VI können von der Kommission geändert 
oder ergänzt werden, um dem wissenschaftlichen und technischen Fortschritt 
Rechnung zu tragen. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen 
Bestimmungen dieser Verordnung einschließlich durch Hinzufügung werden 
nach dem in Artikel 19 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle 
erlassen. 

2. Die Kommission kann Ausnahmen von den Anhängen I, II, III, IV, V und VI 
gewähren, sofern die Erreichung der Ziele dieser Verordnung damit nicht in 
Frage gestellt wird. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen 
Bestimmungen dieser Verordnung durch Hinzufügung werden nach dem in 
Artikel 19 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

(2) In Artikel 18 erhält der einleitende Teil folgende Fassung:  

„Unbeschadet der allgemeinen Gültigkeit von Artikel 16 und Artikel 17 Absatz 1 
können nach dem in Artikel 19 Absatz 2 genannten Verfahren 
Durchführungsbestimmungen oder nach dem in Artikel 19 Absatz 3 genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle Änderungen der Anhänge I, II, III, IV, V oder VI, 
bei denen es sich um Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen 
Bestimmungen dieser Verordnung handelt, erlassen werden, um Folgendes 
festzulegen:“  

(3) Artikel 19 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden.“ 
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6.10. Verordnung (EG) Nr. 183/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 12. Januar 2005 mit Vorschriften für die Futtermittelhygiene42 

Was die Verordnung (EG) Nr. 183/2005 betrifft, sollte die Kommission insbesondere die 
Befugnis erhalten, mikrobiologische Kriterien und spezifische Zielvorgaben, die die 
Futtermittelunternehmen erfüllen müssen, festzulegen, Bestimmungen über die Zulassung von 
Betrieben zu erlassen, die Anhänge I, II und III zu ändern sowie Abweichungen von diesen 
Anhängen zu genehmigen. Da es sich hier um Maßnahmen allgemeiner Tragweite handelt, 
die eine Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 183/2005 
und eine Hinzufügung neuer nicht wesentlicher Bestimmungen der Verordnung (EG) 
Nr. 183/2005 bewirken, müssen diese Maßnahmen gemäß dem in Artikel 5a des Beschlusses 
1999/468/EG genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen werden. 

Dementsprechend wird die Verordnung (EG) Nr. 183/2005 wie folgt geändert: 

(1) Artikel 5 Absatz 3 Unterabsatz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Kriterien und Zielvorgaben gemäß den Buchstaben a und b werden von der 
Kommission festgelegt. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen 
Bestimmungen dieser Verordnung durch Hinzufügung werden nach dem in 
Artikel 31 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

(2) Artikel 10 Nummer 3 erhält folgende Fassung: 

„3) eine Zulassung durch eine von der Kommission erlassene Verordnung 
vorgeschrieben ist; diese Maßnahme zur Änderung von nicht wesentlichen 
Bestimmungen dieser Verordnung durch Hinzufügung wird nach dem in 
Artikel 31 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

(3) Artikel 27 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 27 

Änderung der Anhänge I, II und III 

Die Anhänge I, II und III können geändert werden, um folgenden Faktoren 
Rechnung zu tragen: 

a) der Entwicklung von Leitlinien für eine gute Verfahrenspraxis, 

b) den bei der Anwendung von HACCP-Systemen gemäß Artikel 6 gemachten 
Erfahrungen, 

c) technologischen Entwicklungen, 

d) wissenschaftlichen Gutachten, insbesondere neuen Risikobewertungen, 

e) der Festlegung von Zielvorgaben im Bereich der Futtermittelsicherheit 
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und 

f) der Ausarbeitung von Vorschriften für bestimmte Tätigkeiten. 

Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser 
Verordnung werden nach dem in Artikel 31 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren 
mit Kontrolle erlassen.“ 

(4) Artikel 28 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 28 

Abweichung von den Anhängen I, II und III 

Die Kommission kann aus besonderen Gründen Abweichungen von den Anhängen I, 
II und III genehmigen, sofern die Verwirklichung der Ziele dieser Verordnung 
dadurch nicht in Frage gestellt wird. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht 
wesentlichen Bestimmungen dieser Verordnung durch Hinzufügung werden nach 
dem in Artikel 31 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“  

(5) Artikel 31 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden.“ 

7. ENERGIE UND VERKEHR 

7.1. Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 des Rates vom 20. Dezember 1985 über das 
Kontrollgerät im Straßenverkehr43 

Was die Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 betrifft, sollte die Kommission insbesondere die 
Befugnis erhalten, die zur Anpassung der Anhänge an den technischen Fortschritt 
notwendigen Änderungen vorzunehmen. Da es sich hier um Maßnahmen allgemeiner 
Tragweite handelt, die eine Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen der Verordnung 
(EWG) Nr. 3821/85 bewirken, müssen diese Maßnahmen gemäß dem in Artikel 5a des 
Beschlusses 1999/468/EG genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen werden. 

Dementsprechend wird die Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 wie folgt geändert:  

(1) Artikel 5 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„Das System muss in Bezug auf die Sicherheit den technischen Vorschriften des 
Anhangs I B entsprechen. Die Kommission stellt sicher, dass in diesen Anhang 
Vorschriften aufgenommen werden, nach denen die EG-Bauartgenehmigung für ein 
Kontrollgerät nur erteilt werden kann, wenn für das Gesamtsystem (das Kontrollgerät 
selbst, die Speicherkarte und die elektrischen Verbindungen mit dem Getriebe) 
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nachgewiesen wurde, dass es gegen Manipulationen oder Verfälschungen der Daten 
über die Lenkzeiten gesichert ist. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht 
wesentlichen Bestimmungen dieser Verordnung werden nach dem in Artikel 18 
Absatz 2 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen. Die hierfür 
erforderlichen Prüfungen werden von Sachverständigen durchgeführt, denen die 
neuesten Manipulationstechniken bekannt sind.“ 

(2) Artikel 17 Absatz 1 erhält folgende Fassung:  

„1. Die Änderungen, die zur Anpassung der Anhänge an den technischen 
Fortschritt notwendig sind und bei denen es sich um Maßnahmen zur 
Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser Verordnung handelt, 
werden nach dem in Artikel 18 Absatz 2 genannten Regelungsverfahren mit 
Kontrolle erlassen.“ 

(3) Artikel 18 erhält folgende Fassung:  

„Artikel 18  

1. Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt. 

2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden.“ 

7.2. Richtlinie 97/70/EG des Rates vom 11. Dezember 1997 über eine harmonisierte 
Sicherheitsregelung für Fischereifahrzeuge von 24 Meter Länge und mehr44 

Was die Richtlinie 97/70/EG betrifft, sollte die Kommission insbesondere die Befugnis 
erhalten, Bestimmungen zu erlassen, die zum einen eine harmonisierte Auslegung einiger 
Bestimmungen der Anlage zum Torremolinos-Protokoll und zum anderen die Anwendung der 
Richtlinie gewährleisten. Außerdem sollte die Kommission die Befugnis erhalten, einige 
Bestimmungen der Richtlinie sowie deren Anhänge zu ändern, um den Änderungen des 
Torremolinos-Protokolls, die nach Erlass der Richtlinie in Kraft treten, in der Richtlinie 
Rechnung zu tragen. Da es sich hier um Maßnahmen allgemeiner Tragweite handelt, die eine 
Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen der Richtlinie 97/70/EG bewirken, müssen 
diese Maßnahmen gemäß dem in Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen werden. 

Dementsprechend wird die Richtlinie 97/70/EG wie folgt geändert: 

(1) In Artikel 4 Absatz 4 Buchstabe b werden die Worte „des Artikels 9“ durch die 
Worte „des Artikels 9 Absatz 2“ ersetzt.  

                                                 
44 ABl. L 34 vom 9.2.1998, S. 1. 



 

DE 63   DE 

(2) Artikel 8 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„Folgende Anpassungen, bei denen es sich um Maßnahmen zur Änderung von nicht 
wesentlichen Bestimmungen dieser Richtlinie handelt, werden nach dem in Artikel 9 
Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen: 

a) Es können Bestimmungen erlassen und aufgenommen werden, die sich auf 
Folgendes beziehen: 

– eine harmonisierte Auslegung der Bestimmungen der Anlage zum 
Torremolinos-Protokoll, die in das Ermessen der Verwaltungen der 
einzelnen Vertragsparteien gestellt worden sind, soweit dies erforderlich 
ist, um ihre einheitliche Anwendung in der Gemeinschaft zu 
gewährleisten, 

– die Anwendung dieser Richtlinie, ohne ihren Geltungsbereich 
auszudehnen. 

b) Die Artikel 2, 3, 4, 6 und 7 dieser Richtlinie können angepasst und ihre 
Anhänge geändert werden, um den Änderungen des Torremolinos-Protokolls, 
die nach Erlass dieser Richtlinie in Kraft treten, in dieser Richtlinie Rechnung 
zu tragen.“ 

(3) Artikel 9 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 9  

Ausschuss 

1. Die Kommission wird von dem durch Artikel 3 der Verordnung (EG) 
Nr. 2099/2002 (*) eingesetzten Ausschuss für die Sicherheit im Seeverkehr 
und die Vermeidung von Umweltverschmutzung durch Schiffe (COSS) 
unterstützt. 

2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind die Artikel 5 und 7 des 
Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8 anzuwenden. 

Die in Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/468/EG vorgesehene Frist wird 
auf zwei Monate festgesetzt. 

3. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden. 

_______________ 

(*) ABl. L 324 vom 29.11.2002, S. 1.“ 
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7.3. Richtlinie 1999/35/EG des Rates vom 29. April 1999 über ein System 
verbindlicher Überprüfungen im Hinblick auf den sicheren Betrieb von Ro-Ro-
Fahrgastschiffen und Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeugen im 
Linienverkehr45 

Was die Richtlinie 1999/35/EG betrifft, sollte die Kommission insbesondere die Befugnis 
erhalten, die Anhänge, die Begriffsbestimmungen sowie die Bezugnahmen auf 
gemeinschaftliche Rechtsvorschriften und Rechtsinstrumente der Internationalen 
Seeschifffahrtsorganisation (IMO) zu ändern, um sie an später in Kraft getretene 
Bestimmungen der Gemeinschaft oder der IMO anzupassen. Außerdem sollte die 
Kommission die Befugnis erhalten, zur Verbesserung der mit der Richtlinie festgelegten 
Regelung die Anhänge zu ändern. Da es sich hier um Maßnahmen allgemeiner Tragweite 
handelt, die eine Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen der Richtlinie 1999/35/EG 
bewirken, müssen diese Maßnahmen gemäß dem in Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG 
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen werden. 

Dementsprechend wird die Richtlinie 1999/35/EG wie folgt geändert: 

(1) In Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe d letzter Satz, in Artikel 11 Absätze 6 und 8 und in 
Artikel 13 Absatz 3 Satz 2 und letzter Satz werden die Worte „des Artikels 16“ durch 
die Worte „des Artikels 16 Absatz 2“ ersetzt. 

(2) Artikel 16 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 16 

Ausschuss 

1. Die Kommission wird von dem durch Artikel 3 der Verordnung (EG) 
Nr. 2099/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates (*) eingesetzten 
Ausschuss für die Sicherheit im Seeverkehr und die Vermeidung von 
Umweltverschmutzung durch Schiffe (COSS) unterstützt. 

2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind die Artikel 5 und 7 des 
Beschlusses 1999/468/EG des Rates unter Beachtung von dessen Artikel 8 
anzuwenden.  

Die in Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/468/EG vorgesehene Frist wird 
auf zwei Monate festgesetzt.  

3. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden. 

___________________________ 

(*) ABl. L 324 vom 29.11.2002, S. 1.“ 
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(3) Artikel 17 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 17 

Änderungsverfahren 

Die Anhänge dieser Richtlinie, die Begriffsbestimmungen sowie die Bezugnahmen 
auf gemeinschaftliche Rechtsvorschriften und auf Rechtsinstrumente der IMO 
können geändert werden, soweit dies für ihre Anpassung an Bestimmungen der 
Gemeinschaft oder der IMO, die in Kraft getreten sind, erforderlich ist, ohne dass 
hierdurch der Geltungsbereich der Richtlinie erweitert wird. 

Die Anhänge dieser Richtlinie können gegebenenfalls auch geändert werden, wenn 
dies zur Verbesserung der mit dieser Richtlinie festgelegten Regelung erforderlich 
ist, ohne dass hierdurch der Geltungsbereich der Richtlinie erweitert wird. 

Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser 
Richtlinie werden nach dem in Artikel 16 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren 
mit Kontrolle erlassen. 

In Anwendung von Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 2099/2002 können 
Änderungen internationaler Instrumente gemäß Artikel 2 vom Anwendungsbereich 
dieser Richtlinie ausgenommen werden.“  

7.4. Verordnung (EG) Nr. 417/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 18. Februar 2002 zur beschleunigten Einführung von Doppelhüllen oder 
gleichwertigen Konstruktionsanforderungen für Einhüllen-Öltankschiffe und 
zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 2978/94 des Rates46 

Was die Verordnung (EG) Nr. 417/2002 betrifft, sollte die Kommission insbesondere die 
Befugnis erhalten, einige Bezugnahmen auf die einschlägigen Regeln zu MARPOL 73/78 und 
auf die Entschließungen MEPC 111(50) und 94(46) zu ändern, um die Bezugnahmen an 
Änderungen dieser Regeln und Entschließungen, die von der IMO verabschiedet wurden, 
anzupassen, soweit mit diesen Änderungen der Anwendungsbereich der Verordnung nicht 
erweitert wird. Da es sich hier um Maßnahmen allgemeiner Tragweite handelt, die eine 
Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 417/2002 
bewirken, müssen diese Maßnahmen gemäß dem in Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG 
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen werden. 

Dementsprechend wird die Verordnung (EG) Nr. 417/2002 wie folgt geändert: 

(1) Artikel 10 erhält folgende Fassung: 
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„Artikel 10 

Ausschussverfahren 

1. Die Kommission wird von dem durch Artikel 3 der Verordnung (EG) 
Nr. 2099/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates (*) eingesetzten 
Ausschuss für die Sicherheit im Seeverkehr und die Vermeidung von 
Umweltverschmutzung durch Schiffe (COSS) unterstützt. 

2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden. 

_______________ 

(*) ABl. L 324 vom 29.11.2002, S. 1.“ 

(2) Artikel 11 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Kommission kann die Bezugnahmen in den Artikeln dieser Verordnung auf die 
Regeln des Anhangs I zu MARPOL 73/78, auf die Entschließung MEPC 111(50) 
und die Entschließung MEPC 94(46) in ihrer durch die Entschließungen 
MEPC 99(48) und MEPC 112(50) geänderten Fassung ändern, um die Bezugnahmen 
an Änderungen dieser Regeln und Entschließungen, die von der IMO verabschiedet 
wurden, anzupassen, soweit mit diesen Änderungen der Anwendungsbereich dieser 
Verordnung nicht erweitert wird. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht 
wesentlichen Bestimmungen dieser Verordnung werden nach dem in Artikel 10 
Absatz 2 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

7.5. Verordnung (EG) Nr. 782/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 14. April 2003 über das Verbot zinnorganischer Verbindungen auf 
Schiffen47 

Was die Verordnung (EG) Nr. 782/2003 betrifft, sollte die Kommission insbesondere die 
Befugnis erhalten, eine harmonisierte Regelung für Besichtigungen und Zeugnisse für 
bestimmte Schiffe festzulegen, bestimmte Maßnahmen in Bezug auf Schiffe, die die Flagge 
eines Drittstaats führen, zu ergreifen, Verfahren für Hafenstaatkontrollen festzulegen sowie 
bestimmte Verweise und die Anhänge zu ändern, um Entwicklungen auf internationaler 
Ebene, besonders in der Internationalen Seeschifffahrtsorganisation (IMO), Rechnung zu 
tragen oder die Wirksamkeit der Verordnung anhand der gewonnenen Erfahrung zu 
verbessern. Da es sich hier um Maßnahmen allgemeiner Tragweite handelt, die eine 
Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 782/2003 
bewirken, müssen diese Maßnahmen gemäß dem in Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG 
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen werden. 

Dementsprechend wird die Verordnung (EG) Nr. 782/2003 wie folgt geändert: 
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(1) Artikel 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Buchstabe b Unterabsatz 2 erhält folgende Fassung:  

„Erforderlichenfalls kann die Kommission eine harmonisierte Regelung für 
Besichtigung und Zeugnisse für diese Schiffe festlegen. Diese Maßnahme zur 
Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser Verordnung wird nach 
dem in Artikel 9 Absatz 2 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle 
erlassen.“ 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Ist das AFS-Übereinkommen bis zum [1. Januar 2007] nicht in Kraft 
getreten, so erlässt die Kommission geeignete Bestimmungen, damit 
Schiffe, die die Flagge eines Drittstaats führen, nachweisen können, dass 
sie Artikel 5 einhalten. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht 
wesentlichen Bestimmungen dieser Verordnung werden nach dem in 
Artikel 9 Absatz 2 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle 
erlassen.“ 

(2) Artikel 7 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„Falls das AFS-Übereinkommen am [1. Januar 2007] nicht in Kraft getreten ist, legt 
die Kommission geeignete Verfahren für die Kontrollen fest. Diese Maßnahme zur 
Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser Verordnung wird nach dem 
in Artikel 9 Absatz 2 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

(3) Artikel 8 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 8 

Die Kommission kann die Verweise auf das AFS-Übereinkommen, das AFS-
Zeugnis, die AFS-Erklärung und die AFS-Bestätigung und/oder die Anhänge dieser 
Verordnung einschließlich der einschlägigen Leitlinien der Internationalen 
Seeschifffahrtsorganisation (IMO) in Bezug auf Artikel 11 des AFS-
Übereinkommens ändern, um Entwicklungen auf internationaler Ebene, besonders in 
der IMO, Rechnung zu tragen oder die Wirksamkeit dieser Verordnung anhand der 
gewonnenen Erfahrung zu verbessern. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht 
wesentlichen Bestimmungen dieser Verordnung werden nach dem in Artikel 9 
Absatz 2 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

(4) Artikel 9 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 9 

1. Die Kommission wird von dem durch Artikel 3 der Verordnung (EG) 
Nr. 2099/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates (*) eingesetzten 
Ausschuss für die Sicherheit im Seeverkehr und die Vermeidung von 
Umweltverschmutzung durch Schiffe (COSS) unterstützt. 



 

DE 68   DE 

2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden. 

___________________________ 

(*) ABl. L 324 vom 29.11.2002, S. 1.“  

7.6. Richtlinie 2004/8/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
11. Februar 2004 über die Förderung einer am Nutzwärmebedarf orientierten 
Kraft-Wärme-Kopplung im Energiebinnenmarkt und zur Änderung der 
Richtlinie 92/42/EWG48  

Was die Richtlinie 2004/8/EG betrifft, sollte die Kommission insbesondere die Befugnis 
erhalten, die harmonisierten Wirkungsgrad-Referenzwerte für die getrennte Erzeugung von 
Strom und Wärme zu prüfen, die in Artikel 13 genannten Schwellenwerte an den technischen 
Fortschritt anzupassen sowie detaillierte Leitlinien für die Umsetzung und Anwendung des 
Anhangs II der Richtlinie 2004/8/EG, einschließlich der Bestimmung des Kraft-Wärme-
Verhältnisses, festzulegen und an den technischen Fortschritt anzupassen. Da es sich hier um 
Maßnahmen allgemeiner Tragweite handelt, die eine Änderung von nicht wesentlichen 
Bestimmungen der Richtlinie 2004/8/EG und eine Hinzufügung neuer nicht wesentlicher 
Bestimmungen der Richtlinie 2004/8/EG bewirken, müssen diese Maßnahmen gemäß dem in 
Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle 
erlassen werden. 

Dementsprechend wird die Richtlinie 2004/8/EG wie folgt geändert: 

(1) Artikel 4 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Die Kommission prüft die in Absatz 1 genannten harmonisierten 
Wirkungsgrad-Referenzwerte für die getrennte Erzeugung von Strom und 
Wärme zum ersten Mal am 21. Februar 2011 und danach alle vier Jahre, um 
technologische Entwicklungen und Änderungen bei der Nutzung der 
verschiedenen Energieträger zu berücksichtigen. Alle aus dieser Prüfung 
resultierenden Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen 
Bestimmungen dieser Richtlinie werden nach dem in Artikel 14 Absatz 2 
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

(2) Artikel 13 erhält folgende Fassung:  

„Artikel 13 

Überprüfung 

1. Die Kommission passt die Schwellenwerte für die Berechnung des in KWK 
erzeugten Stroms nach Anhang II Buchstabe a an den technischen Fortschritt 
an. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen 
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dieser Richtlinie werden nach dem in Artikel 14 Absatz 2 genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen. 

2. Die Kommission passt die Schwellenwerte für die Berechnung des 
Wirkungsgrades der KWK-Erzeugung und der Primärenergieeinsparungen 
nach Anhang III Buchstabe a an den technischen Fortschritt an. Diese 
Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser 
Richtlinie werden nach dem in Artikel 14 Absatz 2 genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen. 

3. Die Kommission passt die Leitlinien zur Bestimmung des Kraft-Wärme-
Verhältnisses gemäß Anhang II Buchstabe d an den technischen Fortschritt an. 
Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser 
Richtlinie werden nach dem in Artikel 14 Absatz 2 genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

(3) Artikel 14 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 14 

Ausschuss 

1. Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt. 

2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden.“ 

(4) Anhang II Buchstabe e erhält folgende Fassung: 

„e) Die Kommission legt detaillierte Leitlinien für die Umsetzung und Anwendung 
des Anhangs II, einschließlich der Bestimmung des Kraft-Wärme-
Verhältnisses, fest. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen 
Bestimmungen dieser Richtlinie durch Hinzufügung werden nach dem in 
Artikel 14 Absatz 2 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

7.7. Richtlinie 2004/52/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
29. April 2004 über die Interoperabilität elektronischer Mautsysteme in der 
Gemeinschaft49 

Was die Richtlinie 2004/52/EG betrifft, sollte die Kommission insbesondere die Befugnis 
erhalten, den Anhang anzupassen, Entscheidungen über die Merkmale des europäischen 
elektronischen Mautdienstes bis [1. Juli 2006] zu treffen und einen neuen Zeitpunkt 
festzulegen, falls diese Entscheidungen bis zu dem genannten Zeitpunkt nicht getroffen 
werden. Außerdem sollte die Kommission die Befugnis erhalten, technische Entscheidungen 
über die Bereitstellung des europäischen elektronischen Mautdienstes zu treffen. Da es sich 
hier um Maßnahmen allgemeiner Tragweite handelt, die eine Änderung von nicht 
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wesentlichen Bestimmungen der Richtlinie 2004/52/EG oder eine Hinzufügung neuer nicht 
wesentlicher Bestimmungen der Richtlinie 2004/52/EG bewirken, müssen diese Maßnahmen 
gemäß dem in Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG genannten Regelungsverfahren mit 
Kontrolle erlassen werden. 

Dementsprechend wird die Richtlinie 2004/52/EG wie folgt geändert: 

(1) In Artikel 4 erhalten die Absätze 2, 4, 5 und 6 folgende Fassung: 

„2. Gegebenenfalls kann dieser Anhang aus technischen Gründen geändert 
werden. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen 
Bestimmungen dieser Richtlinie werden nach dem in Artikel 5 Absatz 2 
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen. 

4. Die Kommission trifft Entscheidungen über die Merkmale des europäischen 
elektronischen Mautdienstes bis [1. Juli 2006]. Diese Maßnahmen zur 
Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser Richtlinie durch 
Hinzufügung werden nach dem in Artikel 5 Absatz 2 genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen. Diese Entscheidungen werden nur 
getroffen, wenn entsprechend einer Bewertung auf der Grundlage geeigneter 
Untersuchungen alle Voraussetzungen dafür gegeben sind, dass die 
Interoperabilität in jeder Hinsicht – auch in technischer, rechtlicher und 
wirtschaftlicher Hinsicht – funktioniert. 

5. Werden die in Absatz 4 genannten Entscheidungen nicht bis [1. Juli 2006] 
getroffen, so legt die Kommission einen neuen Zeitpunkt fest, bis zu dem die 
Entscheidungen zu treffen sind. Diese Maßnahme zur Änderung einer nicht 
wesentlichen Bestimmung dieser Richtlinie wird nach dem in Artikel 5 
Absatz 2 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen. 

6. Die Kommission trifft technische Entscheidungen über die Bereitstellung des 
europäischen elektronischen Mautdienstes. Diese Maßnahmen zur Änderung 
von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser Richtlinie durch Hinzufügung 
werden nach dem in Artikel 5 Absatz 2 genannten Regelungsverfahren mit 
Kontrolle erlassen.“ 

(2) Artikel 5 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 5  

Ausschuss 

1. Die Kommission wird von einem „Ausschuss für elektronische Maut“ 
(nachstehend „Ausschuss“ genannt) unterstützt.  

2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden.“  
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7.8. Verordnung (EG) Nr. 725/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 31. März 2004 zur Erhöhung der Gefahrenabwehr auf Schiffen und in 
Hafenanlagen50 

Was die Verordnung (EG) Nr. 725/2004 betrifft, sollte die Kommission insbesondere die 
Befugnis erhalten zu beschließen, ob Änderungen der Anhänge betreffend besondere 
Maßnahmen zur Erhöhung der Gefahrenabwehr in der Schifffahrt des Internationalen 
Übereinkommens zum Schutz des menschlichen Lebens auf See und des Internationalen 
Codes für die Gefahrenabwehr auf Schiffen und in Hafenanlagen, die automatisch für den 
internationalen Verkehr gelten, auch für Schiffe, die im nationalen Seeverkehr eingesetzt 
werden, und die ihnen dienenden Hafenanlagen gelten sollten. Da es sich hier um 
Maßnahmen allgemeiner Tragweite handelt, die eine Änderung von nicht wesentlichen 
Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 725/2004 bewirken, müssen diese Maßnahmen 
gemäß dem in Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG genannten Regelungsverfahren mit 
Kontrolle erlassen werden. 

Die Verordnung (EG) Nr. 725/2004 enthält Vorschriften und Maßnahmen zur 
Gefahrenabwehr und stützt sich auf internationale Instrumente, die geändert werden können. 
Aus Gründen der Effizienz müssen für die Anpassung der Anhänge die normalerweise auf das 
Regelungsverfahren mit Kontrolle anwendbaren Fristen verkürzt werden. 

Dementsprechend wird die Verordnung (EG) Nr. 725/2004 wie folgt geändert: 

(1) Artikel 10 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Die Kommission beschließt die Einbeziehung von Änderungen der in Artikel 2 
genannten internationalen Instrumente für Schiffe, die im nationalen 
Seeverkehr eingesetzt werden, und die ihnen dienenden Hafenanlagen, auf die 
diese Verordnung anwendbar ist, sofern diese Änderungen eine technische 
Aktualisierung der Bestimmungen des SOLAS-Übereinkommens und des 
ISPS-Codes darstellen. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht 
wesentlichen Bestimmungen dieser Verordnung werden nach dem in 
Artikel 11 Absatz 4 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen. Das 
in Absatz 5 genannte Konformitätsprüfungsverfahren findet in diesen Fällen 
keine Anwendung.“ 

(2) Artikel 11 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 11 

1. Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt. 

2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind die Artikel 5 und 7 des 
Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8 anzuwenden. 

Die in Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/468/EG vorgesehene Frist wird 
auf einen Monat festgesetzt. 

                                                 
50 ABl. L 129 vom 29.4.2004, S. 6. 
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3. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind die Artikel 6 und 7 des 
Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8 anzuwenden. 

Die in Artikel 6 Buchstaben b und c des Beschlusses 1999/468/EG 
vorgesehenen Fristen werden auf einen Monat festgesetzt. 

4. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und 5 Buchstabe b sowie Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter 
Beachtung von dessen Artikel 8 anzuwenden. 

Die in Artikel 5a Absatz 3 Buchstabe c und Absatz 4 Buchstaben b und e des 
Beschlusses 1999/468/EG vorgesehenen Fristen werden auf einen Monat 
festgesetzt.“ 

7.9. Verordnung (EG) Nr. 789/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 21. April 2004 zur Umregistrierung von Fracht- und Fahrgastschiffen 
innerhalb der Gemeinschaft und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) 
Nr. 613/91 des Rates51 

Was die Verordnung (EG) Nr. 789/2004 betrifft, sollte die Kommission insbesondere die 
Befugnis erhalten, einige Begriffsbestimmungen zu ändern, um Entwicklungen auf 
internationaler Ebene, insbesondere in der Internationalen Seeschifffahrtsorganisation (IMO), 
Rechnung zu tragen und um die Effizienz der Verordnung angesichts der gesammelten 
Erfahrungen und des technischen Fortschritts zu verbessern. Da es sich hier um Maßnahmen 
allgemeiner Tragweite handelt, die eine Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen der 
Verordnung (EG) Nr. 789/2004 bewirken, müssen diese Maßnahmen gemäß dem in 
Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle 
erlassen werden. 

Dementsprechend wird die Verordnung (EG) Nr. 789/2004 wie folgt geändert: 

(1) Artikel 7 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 7 

1. Die Kommission wird von dem durch Artikel 3 der Verordnung (EG) 
Nr. 2099/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates (*) eingesetzten 
Ausschuss für die Sicherheit im Seeverkehr und die Vermeidung von 
Umweltverschmutzung durch Schiffe (COSS) unterstützt. 

2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind die Artikel 5 und 7 des 
Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8 anzuwenden. 

Die in Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/468/EG vorgesehene Frist wird 
auf zwei Monate festgesetzt.  

                                                 
51 ABl. L 138 vom 30.4.2004, S. 19. 
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3. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden. 

________________________________ 

(*) ABl. L 324 vom 29.11.2002, S. 1.“ 

(2) Artikel 9 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Um Entwicklungen auf internationaler Ebene, insbesondere in der IMO, 
Rechnung zu tragen und um die Effizienz dieser Verordnung angesichts der 
gesammelten Erfahrungen und des technischen Fortschritts zu verbessern, kann 
die Kommission die Begriffsbestimmungen in Artikel 2 ändern, soweit durch 
diese Änderungen der Geltungsbereich der Verordnung nicht erweitert wird. 
Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieser 
Verordnung werden nach dem in Artikel 7 Absatz 3 genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

7.10. Richtlinie 2005/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
7. September 2005 über harmonisierte Binnenschifffahrtsinformationsdienste 
(RIS) auf den Binnenwasserstraßen der Gemeinschaft52 

Was die Richtlinie 2005/44/EG betrifft, sollte die Kommission insbesondere die Befugnis 
erhalten, die Anhänge an den technischen Fortschritt anzupassen. Da es sich hier um 
Maßnahmen allgemeiner Tragweite handelt, die eine Änderung von nicht wesentlichen 
Bestimmungen der Richtlinie 2005/44/EG bewirken, müssen diese Maßnahmen gemäß dem 
in Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle 
erlassen werden. 

Dementsprechend wird die Richtlinie 2005/44/EG wie folgt geändert: 

(1) Artikel 10 erhält folgende Fassung:  

„Artikel 10 

Änderungsverfahren 

Die Anhänge I und II können aufgrund der bei der Anwendung dieser Richtlinie 
gesammelten Erfahrungen geändert und an den technischen Fortschritt angepasst 
werden. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen 
dieser Richtlinie werden nach dem in Artikel 11 Absatz 4 genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“ 

                                                 
52 ABl. L 255 vom 30.9.2005, S. 152. 
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(2) Artikel 11 erhält folgende Fassung:  

„Artikel 11 

Ausschuss 

1. Die Kommission wird von dem durch Artikel 7 der Richtlinie 91/672/EWG (*) 
eingesetzten Ausschuss unterstützt.  

2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind die Artikel 3 und 7 des 
Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8 anzuwenden. 

3. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind die Artikel 5 und 7 des 
Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8 anzuwenden.  

Die in Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/468/EG vorgesehene Frist wird 
auf drei Monate festgesetzt. 

4. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden. 

5. Die Kommission konsultiert regelmäßig Vertreter des Wirtschaftssektors. 

____________________________ 

(*) ABl. L 373 vom 31.12.1991, S. 29.“  

7.11. Richtlinie 2005/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Oktober 2005 zur Erhöhung der Gefahrenabwehr in Häfen53 

Was die Richtlinie 2005/65/EG betrifft, sollte die Kommission insbesondere die Befugnis 
erhalten, die Anhänge zu ändern. Da es sich hier um Maßnahmen allgemeiner Tragweite 
handelt, die eine Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen der Richtlinie 2005/65/EG 
bewirken, müssen diese Maßnahmen gemäß dem in Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG 
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen werden. 

Die Richtlinie 2005/65/EG enthält Vorschriften und Maßnahmen zur Gefahrenabwehr und 
stützt sich auf internationale Instrumente, die geändert werden können. Aus Gründen der 
Effizienz müssen für die Anpassung der Anhänge die normalerweise auf das 
Regelungsverfahren mit Kontrolle anwendbaren Fristen verkürzt werden. 

Dementsprechend wird die Richtlinie 2005/65/EG wie folgt geändert: 

                                                 
53 ABl. L 310 vom 25.11.2005, S. 28. 
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(1) Die Artikel 14 und 15 der Richtlinie 2005/65/EG erhalten folgende Fassung: 

„Artikel 14 

Änderungen 

Die Kommission kann die Anhänge I bis IV ändern, ohne den Geltungsbereich dieser 
Richtlinie auszuweiten. Diese Maßnahmen zur Änderung von nicht wesentlichen 
Bestimmungen dieser Richtlinie werden nach dem in Artikel 15 Absatz 2 genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen. 

Artikel 15 

Ausschuss 

1. Die Kommission wird von dem durch die Verordnung (EG) Nr. 725/2004 
eingesetzten Ausschuss unterstützt. 

2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so sind Artikel 5a Absätze 1 bis 4 
und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen 
Artikel 8 anzuwenden. 

Die in Artikel 5a Absatz 3 Buchstabe c und Absatz 4 Buchstaben b und e des 
Beschlusses 1999/468/EG vorgesehenen Fristen werden auf einen Monat 
festgesetzt.“ 
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